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Commissions - Bericht
über

die Motion des Abg . Vissing auf Abänderung verschiedener Bestimmungen über das

VolkSschulwesen .

Erstattet von dem Abgeordneten Zittel .

Meine Herren !
Das VolkSschulwesen bat in der neueren Zeit die Aufmerksamkeit der Staalsverwaltungen in einem hohen

Grade - in Anspruch genommen . Eine vorgerückte Bildung im Allgemeinen , der größere Verkehr und das einander

Nähcrtreten der Stande hat die Anforderungen an dasselbe sehr gesteigert . Indem man aber immer größere An¬

forderungen an die Lehrer machte , mußte man nalürlich auch daran denken , diesen selbst eine «Stellung zu geben ,

welche damit in Nebereinstimmung ist . In beider Hinsicht ist durch das Gesetz vom 28 . August 1835 Vieles ge¬

schehen ; aber genügend war cs nicht , wie die Erfahrung von neun Jahren bewiesen hat . Die Motion des Abg .

B i s s i n g auf eine theilwcise Revision dieses Gesetzes war darum durch die Umstände geboten , und sowohl die

Stände als die Regierung werden anerkennen , daß es Zeit sei , hier abermals die Hand an ' s Werk zu legen .

Ihre für diese Motion erwählte Commission hat aber außerdem noch mehrere andere Punkte zu berücksichtigen .

Es ist ihr eine bedeutende Anzahl von Petitionen zur Begutachtung und Berichterstattung zugewiesen worden , welche

theils die Verhältnisse der Lehrer , theils das Schulwesen überhaupt betreffen . Der Inhalt dieser Petitionen trifft mit dem

der Motion des Abg . Biffing näher oder entfernter zusammen , und es ist darum zweckmäßig , alle diese Gegenstände in

einem Bericht zusammenzufaffen . Wir folgen dabei dem Gange der Motion , und nehmen an gehörigem Orte auf

die Wünsche der Petüionäre Rücksicht .

Der erste Theil der Motion betrifft die persönlichen Verhältnisse der Schullehrer , und der erste

der hier gestellten Anträge geht dahin , den Normalgehall der ersten Classe von 140 fl . auf 200 fl .

und den der zweiten Classe von 175 fl . auf 230 fl . zu erhöhen . Ihre Commission will Das , was

schon so oft in diesem Hause über die Unzulänglichkeit der Lehrerbesoldungen gesagt worden ist , nicht wiederholen

sic muß sich um so mehr scheuen , Sie damit zu ermüden , da in dieser Beziehung gar keine entgegengesetzte Meinung

zu bekämpfen ist . Auch darüber dürfte wohl kaum eine Verschiedenheit der Ansicht seyn , daß das vorgcschlagene

Maß der Erhöhung nicht eben ein übertriebenes sei , und die ökonomischen Verhältnisse der Lehrer sich dadurch noch

keineswegs glänzend gestalten würden . Wohl aber werden darüber Bedenken entstehen , ob und wie der erforderliche

Aufwand für eine solche Erhöhung aufzubringen sei. Der Motionssteller nimmt den Mehraufwand auf 92,505 fl .

an , und schlägt vor , daß zwei Drittel desselben auf die Staatskasse genommen , ein Drittel aber von de» Gemeinden

getragen werden solle . Ihre Commission vermag leider nicht , sich der Hoffnung hinzugebcn , daß bei dem gegenwär¬

tigen Zustande der Finanzen ein solcher Vorschlag zur Ucbernahme einer Mehrausgavc auf die Staatskasse von

60,000 fl in diesem Hause wie bei der hohen Regierung großen Anklang finden werde , und noch weniger dürfte cs

angemessen sepn , den Gemeinden die ganze Last aufzubürden . Sie hat cs darum für rathsam gehalten , in dieser

Beziehung dem Anträge derjenigen Commission beizutreten , welche die Gesetzesvorlage über die Erhöhung der Lehrer¬

gehalte zu begutachten hat und in deren Namen der Abg . Rcttig Bericht erstattet hat . Zwar wird dadurch , daß

nach diesem Vorschläge die beiden ersten Elasten auf den gleichen Normalgehalt von 200 fl . gestellt werden , das
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bisherige Classenspstem wesentlich geändert , und man hat nicht ohne Schein dagegen eingewendet , daß dadurchdie Hoffnung dcö Vorrückens in der Besoldung mit zunehmendem Alter eigentlich verloren gehe , weil der Stellender dritten und vierten Classe verhältnißmäßig so wenige sind , daß sie fast nur als einzelne Ausnahmen gegendie übrigen erscheinen . Wen » man jedoch dieß auch unbedingt zugeben wollte , so erscheint cs doch von viel größererBedeutung , daß die Lehrer der ersten Classe — und es sino ihrer obngefähr 800 — einer allzudrückenden Lageenthoben werden , was durch eine Erhöhung des Gehaltes auf 175 fl . doch kaum geschehen würde - Uebrizens istdadurch die Aussicht auf Beförderung keineswegs ganz abgcschnitten . Obgleich die beiden ersten Elassen mit1610 Stellen in Beziehung auf den Normalgehalt gleichgestellt werden , so wird doch immer noch ein großerUnterschied unter denselben bleiben . Viele stehen durch Dotationen besser , andere durch Güterertrag , andere durchden Betrag des Schulgeldes , andere haben durch die Localität einen bedeutenden Vorzug vor andern . So bleibt ^
für einen verdienten Lehrer immer noch Aussicht auf eine Verbesserung seiner Lage , und wir dürfen es nicht alsein großes Unglück anschen , daß cs ihm im Anfang nicht gar zu schlecht geht . Dagegen ist der Vortheil sehrhoch anzuschlagen , daß der Lehrer auf seiner Stelle bleiben kann , wenn er will , und nicht nothgedrungen eineandere suchen muß , um leben zu können . Durch die Gleichstellung der zwei ersten Classen wird einem allzuhäu¬figen Wechsel der Lehrer am nachdrücklichsten vorgebeugt , und wer mit der Wirksamkeit eines Lehrers vertraut ist,der wird die Wichtigkeit dieses Vortheiles für die Schule nicht verkennen . Zwar lehren kann man überall , baldda , bald dort , es kommt nicht viel darauf an , wie lange man an gleicher Stelle ist ; aber um auf die Erziehungder Jugend einwirken zu können , muß man in der Gemeinde heimisch geworden seyn , ihr Vertrauen gewonnenhaben , und ihre Sitte und Leben auf 's Genaueste kennen .

Ueber die Aufbringung des hiezu erforderlichen Aufwands hat sich der Bericht des Abg . Rettig bereits aus¬
gesprochen , und eS wird bei der Diskussion über jenen zur Entscheidung kommen , in wie weit die Staatskasse dazudeizuzichcn sei .

In mehreren Petitionen wird auch eine Vermehrung des Gehalts für die dritte und in einer auch für dievierte Klasse gefordert . Obwohl cS wünschenöwerth wäre , wenn verdienten Lehrern eine solche Besserstellung er-
theilt werden könnte , so ist doch vor Allem das dringendere Beaürfniß zu berücksichtigen , nämlich die Lehrer derersten Klassen so zu stellen , daß sie leben können . Wie sehr Ihre Commission auch für jene Männer eine verbesserteLage wünschen mag , so nimmt sie doch Anstand , für jetzt durch einen Antrag in dieser Beziehung der viel dringen¬deren Verbesserung der zwei ersten Klassen vielleicht hinderlich in den Weg zu treten .

Dieselben Bedenken treten dem Wunsche entgegen , den Gehalt der Unterlehrer zu erhöhen . Daß diese Im ?
"

14 kr. täglich gering , allzugering bezahlt sind , wird Niemand abläugncn ; aber das Bedürfnis ; der Aufbesserung ist
hier dennoch weniger dringend , als bei den Hauptlehrern der beiden ersten Classen . Der junge Lehrer erhält , sobalder ans dem Seminarium , wo er einen zweijährigen Cursus gemacht hat , ausgetreten ist , eine Unterlchrcr - oder
Hilfslchrerstelle , und erhält damit sei » , wenn auch kärgliches Brod , und zwar gewöhnlich schon im neunzehntenJahre oder noch früher . Wer dem Staatsdienste sich widmet , gelang ! gewöhnlich nach einer weit längeren und kost -
spieligeru Vorbereitung um viele Jahre später erst zu einem selbstverdienten Brode . Ueberdieß ist die Anstellung eines
Unlcrlehrers doch immer nur eine vorübergehende , und es bleibt ihm in seiner allerdings gedrängten Lage doch die
Aussicht auf eine baldige Besserstellung , was bei angestellten Hauptlehrern viel weniger der Fall ist.Ein zweiter Antrag der vorliegenden Motion gebt auf Abänderung des 8 . 4 des Gesetzes vom 28 . August1835 , welcher festsetzt, daß , wenn mehrere Orte zu einer Schule gehören , bei Bestimmung der Classe nur die Bevöl¬
kerung desjenigen Ortes , in welchem die Schule sich befindet , berücksichtigt werden solle , selbst wenn die andern Orte
zur nämlichen Gemeinde gehören . Der Antrag geht nun dahin , die Bestimmung dieses Paragraphen dahin abznän -dern , daß bei Berechnung d c r S e e l e n z a h l nicht solche des S ch u l o r t e s allein , f o n b c r u der
ganzen Schulgemeinde berücksichtigt werden . Die Bestimmung jenes Paragraphen ist der Haupt¬grund , warum , gegen die Absicht des Schulgesetzes selbst, so viele Schulstcllcn in die erste Classe gesetzt worden sind ,und es ist schon aus diesem Grunde eine Abänderung desselben wünschenswerth . In vielen Fällen ist diese Bestim¬mung für den Lehrer sehr drückend . Es trifft sich häufig , besonders auf dem Schwarzwalde , daß ein Lehrer einesehr bedeutende Schülerzahl hat , obgleich der Ort , in dem die Schule sich befindet , sehr klein ist . Er hat größereArbeit , und doch weniger Gehalt als ein Lehrer der zweiten Classe , und lebt noch überdieß gewöhnlich theurer ; dennes ist ein Jrrthum , daß um so wohlfeiler zu leben sei , je kleiner der Ort ist . In Landgemeinden kann dieser Grund¬satz nicht als Regel gelten . Die Commission trägt auf Annahme dieses Antrags an , will aber dabei nicht unbemerktlassen , daß , wenn die Bestimmung angenommen wird , daß der Normalgchalt der zwei ersten Classen auf 200 fl.festgesetzt wird , dieser Antrag von geringerer Bedeutung sein wird , weil bei weitem in den meisten Fällen , indenen diese Bestimmung zur Anwendung käme, ein Vorrücken aus der ersten in die zweite Classe stattfinden würde .Die Annahme dcS Antrags wird jedoch dadurch nur um so unbedenklicher .

Viele der vorliegenden Petitionen beschweren sich wiederholt über die Bestimmung und die Anwendung deS8 . 39 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Schullehrer , welcher die Grenzen deS Schulgeldes von 30 kr.bis auf 2 fl. und in Städten bis auf 4 fl . festsetzt . Die hohe zweite Kammer hat diesen Gegenstand schon am vorigenLandtag in Erwägung gezogen , und auf eine neue , billigere Regulirung deS Schulgeldes
'
angetragen . Es sind , viele



Schul stellen , besonders im Oberrhcinkreise , selbst gegen den Witten der Gemeinden , durch eine ungegründetc Herab¬

setzung des Schulgeldes auf dag Minimum sehr benachkheiligt worden .

DaS Schulgeld sollte durchaus auf ein billiges Maß festgesetzt werden , und es dürften allerdings die Eltern , welche

Kinder in die Schule schicken und daraus für ihre Familie den unmittelbarsten Nutzen ziehen , allerdings hiefür

mehr in Anspruch genommen werden , als cs in manchen Gemeinden geschieht , insbesondere da , wo sie , außer dem

Schulgelde , für die Unterhaltung der Schule gar nichts beizulragen haben . Ihre Commission hält es daher für

angemessen , den Antrag der Kammer am vorigen Landtage in dieser Beziehung mit der nähern Bestimmung wieder

in Vorschlag zu bringen , daß das Schulgeld nirgends unter 48 kr . betragen solle . Dabei jedoch

dürften solche Gemeinden , in welchen die Bürger ohnehin chon besondere Beiträge zu der Lehrerbesoldung zu leisten

haben , wie Sigristcn -Garbcn , Brodgcld u . s. w . , oder auch solche, welche bei geringerem Wohlstände ohnehin schon

sehr belastet sind , in soweit eine Berücksichtigung erhalte » , daß der Betrag dieser Erhöhung besser auf die Gemcinde -

kassc übernommen würde . ES ist allerdings angemessen , daß die Eltern für ihre Kinder eine Last übernehmen ; unter

den genannten Umständen aber ist es billig , daß die Gemeinschaft ihnen zu Hülfe komme , und auf diese Weise der

Reiche und der Kinderlose dem armen und bevrängtni Familienvater einigermaßen zu Hülfe komme . Eine stufen¬

weise Erhöhung deS Schulgeldes nach den Klassen der Lehrstellen , wie sie in mehreren Petitionen in Vorschlag

gebracht wird , kann Ihre Commission nicht für billig halten . Die Klaffencinthcilung ist auf die Einwohnerzahl

gegründet ; der Betrag des Schulgeldes aber muß sich billiger Weise nach dem Wohlstände der Gemeinde richten .

Nun aber können sehr zahlreiche Gemeinden , besonders in übervölkerten Gegenden gerade zu den ärmern gehören ,

während oft in sehr kleinen Gemeinden ein großer Wohlstand zu finden ist. Es wäre aber sehr unbillig , wenn

man von den ärmeren Einwohnern eines großen Ortes nur darum , weil ihrer Viele beisammen sind , ein größeres

Schulgeld verlangen wollte , als von den wohlhabenden Bewohnern eines kleinen Ortes .

In Beziehung auf den § . 43 des Schulgesetzes , welcher von der Verwendung des auf den Unterlchrer fallenden

Thciles des Schulgeldes handelt , sind in den eingelaufenen Petitionen auch dießmal entgegengesetzte Wüusche ^ aus -

gesprochcn worden . Darin jedoch kommen alle überein , daß die Bestimmung , nach welcher dieser Theil des Schul¬

geldes auch zu andern Schulbedürfnissen , als für Aufbesserung der Lehrergehalte , verwendet werden dürfe , unzweck¬

mäßig sei . Ihre Commission lheilt vollkommen diese Ansicht . Das Schulgeld soll den Lehrern nie entzogen werden .

Dabei muß jedoch anerkannt werden , daß die obersten Schulbehörden au diesem Grundsätze so viel als möglich fcst-

halten . — Es ist aber dennoch wünschcnswcrth , daß jene für manche Schulvorstände allzuverführcrische Bestimmung

gestrichen werde , damit,dcm Andrange derselben , diesen Theil des Schulgeldes zur Schonung der Genieindekaffe

ungebührlich in Anspruch zu nehmen , vorgebeugt werde . Zugleich aber sollte eS wenigstens als Regel gelten , daß

dieser Theil des Schulgeldes nur für die Besserstellung solcher Ilnterlehrer , welche schon einige Zeit mit Eifer und

Verdienst an einer Schule gearbeitet haben , nicht aber für die Hanpllehrer verwendet werde . Die Nnterlehrer sind

ohnehin sehr gering gestellt , und es kann nur sehr niederbengend für sie sein , wenn das von ihnen verdiente Schul¬

geld andern , besser gestellten Lehrern in den Sack fällt . Außerdem ist es immer ein Vortheil für eine Schule , wenn

der Unterlchrer an ihr auf eine längere Zeit festgehalten werden kann und nicht ein beständiger Wechsel stattfindet .

Zwar kann den bestehenden und in dieser Beziehung auch ganz zweckmäßigen Bestimmungen gemäß dem Unterlehrer

erst ein Antheil an dem Schulgelde zugewicsen werden , wenn er sich schon längere Zeit an der Schule befindet . ES

ist aber angemessener , diesen Theil deS Schulgelces , so lange der Unterlchrer ihn nicht beziehen kann , zu Gratialicn

für die Lehrer zurückzulegen , als ihn dem Hauptlchrer zum Bezug zuzuweisen , weil , wenn dieser ihn einmal hat ,

man ihn ihm später nicht wohl wieder nehmen kann , und cs so fast unmöglich wird , dem Unterlehrer selbst nach

Jahren etwas davon zukommen zu lassen . Dieß ist jedoch nicht Sache des Gesetzes , sondern des Vollzuges , und

die Commission beschränkt sich darum auf den ebenfalls aus dem vorigen Landtage angenommenen Antrag , „daß

das ans den Unterlchrer fallende Schulgeld nur für Aufbesserung der Lehrergehaltc , nicht aber für sonstige Schul¬

zwecke verwendet werden dürfe ."

Ein weiterer Antrag der vorliegenden Motion geht dahin : „ d e n § . 50 d e s G e se tz e S v o m 28 . A u g u st

1835 dahin abzuän
'
drrn , daß das 4 0 ft e Dienst fahr von der ersten Anstellung alS Unter¬

lehrer an gerechnet und bei der Firirung des Ruhegehalts die Wohnung mit angeschla¬

gen werde . Am vorigen Landtage nahm die Kammer den Antrag an , daß bei der Berechnung der Pensionen

der Werth der freien Wohnung des Lehrers als firer Besoldungstheil mit eingerechnet , der Zeitpunkt aber , von

welchem an die Dienstjahrc anzurcchnen seien , auf ' s Neue in Erwägung gezogen werde .

Darin also , daß bei der Pensionirung der Werth der Wohnung mit einznrechnen sei , treffen beide Anträge

zusammen , und die Commission ist auch ganz der Ansicht , daß diese Bestimmung nur der Billigkeit entspreche . Die

Wohnung ist dem Lehrer nicht als etwas Zufälliges , wie das Schulgeld , sondern als ein Theil seines firen Gehaltes

angerechnet . Es ist darum gar kein Grnnd denkbar , warum dieser Theil des fixen Gehaltes bei der Berechnung der

Pension außer Betracht bleiben soll . Durch den Abzug des Schulgeldes und der Accidentl
'en , und die Art der Be¬

rechnung der Pensionen , welche für die Lehrer weit nachtheiliger ist , als für die Staatsdiener , wird der Betrag der

Pensionen ohnehin so gering , daß die Nichtanrechnung der Wohnung doppelt unbillig erscheint . In Beziehung auf

den Zeitpunkt , von welchem an bei Berechnung der Pensionen die Dienstjahre gezählt werden sollen , begnügte sich
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die hohe Kammer am vorigen Landtage , die Bitte an die hohe Regierung zu beschließen , daß dieser Gegenstandauf ' s Neue in Erwägung gezogen werde . Die Bestimmung des § . 40 deS Schulgesetzes , nach welchem von derersten Anstellung als Hauptlehrer gerechnet werden soll , ist unbillig für die Lehrer und nachtheilig für die Schulen .Es sind oft ganz zufällige Umstände , welche die Anstellung deS einen Lehrers früher , des andern später hcrbeiführen .So wird auf allen Patronatsstellen auf das Dienstalter keine Rücksicht genommen , so daß hier mancher Kandidat
ungewöhnlich früh eine Anstellung findet . Dagegen kommt der Schulcandidat , welcher zum Militärdienst gezogenwird , ohne sein Verschulden dadurch in seiner Anstellung gegen Andere oft um mehrere Jahre zurück . Sollen nunsolche Lehrer , welche bei ihrer ersten Anstellung vielleicht ganz zufällig bevorzugt worden sind , auch wieder bei ihrerPensionirung in gleicher Weise bevorzugt werden ? Diese Bestimmung ist aber auch für die Schulen nachlheilig . Siedringt cs mit sich , daß jeder Hilfs - und Untcrlehrcr sich Mühe gibt , so bald als möglich Hauptlchrer zu werden .Da ist keine Ruhe mit einem solchen an einer Schule , und man hat kein Mittel ihn festzuhallc » . Das ist begreif¬licher Weise sehr nachtheilig für die Schulen . Mancher Untcrlehrcr würde gerne , als solcher , an seiner Stellebleiben ; denn mancher steht sich durch Nebenverdienste besser , als ein Hauptlehrer , oder cs sind andere Verhältnisse ,welche ihm das Bleiben wünschenswcrth machen ; aber jene Bestimmung des Schulgesetzes tritt ihm entgegen . Aufder andern Seite scheint auch der Antrag der vorliegenden Motion zu weit zu gehen , wenn er die Berechnung des40sten Dienstjahres von der ersten Anstellung als Unterlehrer an bestimmt haben will . Als Unterlehrer kann derjunge Mann angestellt werden — und cs geschieht gewöhnlich — sobald er aus dein Seminar tritt , oft schon vordem 19 . Jahre . Hier würde der Anfangstermin der Berechnung offenbar zu frühe gesetzt ; denn die ersten Jahrenach dem Austritt aus dem Seminar sind in der That nicht sowohl als Dienstjahre , als vielmehr als Uebungs -jahre zu betrachten . Auch werden viele junge Lehrer nicht als selbstständige Unterlehrer , sondern als Hilfslehrerberufen , und diese würden dadurch ohne ihr Verschulden gegen die andern sehr benachlheiligt werden . Ihre Com¬mission ist der Ansicht , daß allen gerechten Forderungen entsprochen werde , wenn man in § . 50 statt der Worte :„ Von seiner ersten Anstellung als Hauptlehrer an gerechnet " setzt : „ von dem fünften Jahre nach seiner ReceptionalS Schulcandidat . " — Soll jedoch der obige Zweck der Billigkeit gegen die Lehrer und zugleich der Fürsorge fürdie Schulen vollständig erreicht werden , so ist die weitere Bestimmung nothwendig , daß ein Unter - oder Hülfslehrcran dem Wittwenfiskus Antheil nehmen dürfe , wenn er sich verheirathet . Wenn cs einem Untcrlehrcr gestattet wird ,zu heirathcn , so wäre es hart , wenn man ihn durch Ausschließung auS dem Wittwcnfiscuö indircct nothigen wollte ,eine Hauptlehrerstelle zu suchen , da oft gerade seine Familienverhältnisse ihn an der Unterlehrer - oder Hilfslehrer ^

stelle festhalten . Es sind gegenwärtig manche Hilfslehrer bei ihren Vätern oder Schwiegervätern im Hause , nach¬dem sie schon viele Jahre verheirathet sind, und können nicht . in den Wittwenfiskus ausgenommen werden , obgleichsie an Alter vielen Hauptlehrern weit vorangehen . Ihre Commission halt daher eine Bestimmung für zweckmäßig ,nach welcher den verheiratheten Hilfs - und Unterlehrern gestattet sei, in den Wittwenfiskus cinzutreten .Hierbei ist einer großen Härte gegen die Hilfs - und Untcrlehrcr zu erwähnen , welche darin liegt , daß cs gänz¬lich an Mitteln fehlt , sie in Krankheitsfällen zu unterstützen und ihnen bei Versetzungen die Reisekosten zu vergüten .Sie haben nämlich an den Hilfö - und Pensionsfond keinen Anspruch . Ein Unterlehrer , welcher kein Vermögenbesitzt , und das ist oft der Fall , ist dem allergrößten Elend preisgegebcn , wenn er krank wird . Ein anderer wird baldhierhin bald dorthin zur Aushilfe geschickt. Er kann nicht sagen : ich will nicht ; er muß gehen . Aber es ist doch in derThal keine Kleinigkeit , mit 14 kr. täglich im Land herumzureiscn . Es scheint daher nothwendig , entweder den Hilfs -und Pensionsfond so zu dotircn , daß in solchen Fällen auch auf die Hilfs - und Untcrlehrcr Rücksicht genommenwerde » kann , oder hiefür einen eigenen Fond zu creiren . Mit 10,000 st . jährlich wäre dem dringendsten Bedürfnisseabgeholfem
In dem § . 60 deS angeführten Gesetzes von 1835 findet die Motion des Abg . Bissing eine große Härte , in¬dem nach demselben der Lehrer , wenn ihm ohne sein Verschulden ein Hülfslehrcr beigcgebcn wird , lediglich denganzen Aufwand hiefür tragen müsse . Dieß scheint jedoch auf einem Mißverständniß zu beruhen . Der Paragraphbestimmt vielmehr Folgendes : Wenn ein Lehrer ohne sein Verschulden eine Aushülfe nöthig hat , so erhält er sie ein halbesJahr lang auf Kosten des Hülfsfonds . Bedarf er jedoch wegen fortdauernder Kränklichkeit oder sonst einer von ihmunverschuldeten Ursache einer solchen Aushülfe länger , als ein halbes Jahr , so ist er als dienstuntauglich anzusehen .Er hat in diesem Falle Anspruch auf Pensionirung bis zu seiner Wiederherstellung . Das Gesetz bestimmt nun nicht ,daß er zu pensioniren sei , sondern daß er für die aushülfSwcise Bersehung des Dienstes zu sorgen habe , so weitdurch den Abzug , welchen seine Besoldung durch diesen Aufwand erleidet , nicht unter den Betrag der Pension ,welche er anzusprechen hätte , herabsinkt . Da der Lehrer , streng genommen , nur die Pension anzusprecken hätte , solidgt in diesem Gesetze in so fern eine Begünstigung für ihn , daß ihm die freie Wohnung bleibt , so wie auch invielen Fällen der Höhcrcrtrag der Güter und Naturalien . Diese Bestimmungen sind denen über die Dienstverhält¬nisse aller andern vom Staate Angestellten analog , und Ihre Commission hält dieselben der Billigkeit angemessen .Eine wirkliche Härte würde die Anwendung dieses Gesetzes nur in dem Falle haben , wenn ein noch sehr jungerLehrer in den unglücklichen Fall käme , auf längere Zeit einer Aushülfe zu bedürfen . .Hier würde , weil der Betragder Pension sehr gering wäre , ihm freilich nur ein kleinerer Theil der Besoldung zufallen . Immerhin aber bliebe4hm doch außerdem die Wohnung , und für solche Fälle , in welchen einer dringenden Roth abzuhelsen ist , bietetder Hülssfond doch immer einige Mittel zur Unterstützung .
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In dem Bisherigen sind nun die Anträge der Motion deS Abg . Bissing , welche sich auf die ökonomischen

Verhältnisse der Schullehrer beziehen , so wie die hauptsächlichsten dahin bezüglichen Wünsche der Petenten begutachtet .

Zwar enthalten die Petitionen noch andere Forderungen , die jedoch zum Thcil sich widersprechen , zum Theil daS

Maß bei weitem übersteigen , welches unsere gegenwärtigen Verhältnisse inne zu halten gebieten . Auf eine Petition

glaubt jedoch Ihre Commission noch Hinweisen zu
'

inüffen . Sie ist unterzeichnet von einigen Schullehrerwittwen auS

dem Bezirke Lahr . Sie wünschen eine Erhöhung des WittwengehalteS . Nach der Verordnung vom 8 . August 1836

bezieht eine Wittwe eine jährliche Pension von 50 fl . . und jcdeS Kind bis nach zurückgclegtcm sechszehnten , bezie-

hungSiveisc achtzehnten Lebensjahre , einen jährlichen Erzichungsbcitrag von 10 fl . , und wenn kein Eltcrnthcil mehr

lebt , 15 fl . Daß dieser Gehalt sehr gering sei , wird wohl von Jedermann anerkannt werden . Allein cs ist leider hier ,

wie auS unfern bisherigen Anträgen hervorgeht , nach so vielen Seiten hin zu helfen , daß wir nicht wagen , auf

eine neue Dotation deö WiltwenfondS anzutragen . Auch ist das Bcdürfniß in dieser Beziehung nicht für alle Witt -

wen und Waisen gleich groß , indem manche Vermögen besitzen , andere dagegen flch wirklich in einer sehr drücken¬

den Noch befinden . ES ist sehr zu beklagen , daß cS auch hier wieder an Mitteln fehlt , diese Noth zu mildern ,

und wenn auch für den Augenblick keine Aussicht vorhanden ist , diese Mittel hcrbeizuschaffen , so kann dock, Ihre

Commission nicht umhin , Ihnen vorzuschlagen , die Bitte an die hohe Negierung zu richten , sie möge baldmöglichst

auf die Creirung eines Unterstützungsfonds für arme Schullehrerswittwen und Waisen bedacht seyn .

Die Anträge , welche Ihnen demnach Ihre Commission in Beziehung auf de» ersten Thcil der Motion und die

dahin bezüglichen Wünsche der Petenten stellt , gehen dahin : ES wolle die hohe Kammer

„ a . dem Anträge der für die Begutachtung der Gesetzeövorlaqe über die Besserstellung der Schullehrer niedergesetzte

Commission ihre Zustimmung
"
crthcilen , dabei aber in Erwägung ziehen , ob nicht für diejenigen Gemeinden ,

welche dadurch unvcrhältnißmäßig gegen die übrigen belastet würden , ein höherer Staatsbeitrag , als ihnen

kraft des Gesetzes von 1835 zukäme , geleistet werden solle ;

„ b . die Bitte an die hohe Regierung um eine Gcsetzesvorlagc richten , wornack

„ 1 . der 8 - 4 des Schulgesetzes vom 28 . August 1835 dahin abgeändert werde , daß bei Berechnung der See¬

lenzahl nicht solche deS SchulorteS allein , sondern der ganzen Schulgemeinde berücksichtigt werde ;

„2 . der § . 50 die Bestimmung erhalte , daß bei der Berechnung der Pensionen der Werth der freien Wohnung

als firer Besoldungstheil mit eingerechnet werde , die Berechnung der Dienstjahre aber vom fünften Jahre

nach der Receplion als Schulcandidat stattfinde ;
„ 3 . dem § . 67 , nach welchem nur die Hauptlehrcr an der Wittwenkasse Anthcil nehmen können , beizusügen ,

daß auch verheirathcten Unter - und Hilfslehrern der Eintritt gestattet werden solle ;

„ 4 . den § . 39 dahin zu ändern , daß der Betrag des Schulgeldes nicht unter 48 kr . herabgesetzt werden dürfe ,

rcsp . in solchen Gemeinden , in denen eö geringer ist , bis auf diesen Betrag erhöht werde , den Gemeinden

jedoch je nach Umständen zu gestatten sei , diese Erhöhung auf die Gemeindekasse zu übernehmen ;

„5 . in dem § . 43 , da , wo von der Verwendung des auf den Unterlehrer fallenden Schulgeldes die Rede ist,
die Worte „ oder für sonstige Schulzwecke " zu streichen ;

„c . die weiteren Bitten an die hohe Regierung zu richten :

* 1 . daß dafür Sorge getragen werde , daß Unter - und Hülfslehrcr in Krankheitsfällen eine Unterstützung , bei

Versetzungen aber einen Ersatz für ihre Reisekosten erhalten können ;

„ 2 . daß auf eine baldmögliche Creirung eines UnterstützungöfondS für arme Schullehrers - Witlwen und

Waisen Bedacht genommen werden möge ."

Meine Herrn ! Ihre Commission hat sich bei diesen Anträgen auf die dringendsten Bedürfnisse beschränkt . Sie

weiß wohl , daß dadurch selbst viele billigen Forderungen des LehrerstandeS nicht befriedigt werden . Allein sie ist

von der Ueberzeugnng ausgegangen , daß , wenn die Forderungen über das Maß , welches unsere Verhältnisse

gestatten , hinausgehen , auch das Nothwcndige und im andern Falle Erreichbare nicht erreicht werde . Um so

mehr aber darf sie flch der Hoffnung hingeben , daß Sie , meine Herrn , ihren Anträgen Ihre Zustimmung nicht

versagen werden . Sie dürfen um so weniger dabei Bedenken tragen , da überall die Stimme des einsichtsvollen
und billig denkenden Theiles des Vclkeö von der Rothwendigkeit,

'
die Lage der Lehrer zu verbessern , überzeugt ist,

und ein kleines Opfer der Gesammtheil für diesen Zweck nicht für unbillig hält . DaS geht auS mehreren Petitionen
von den Bürgern einzelner Gemeinden und Bezirke hervor , deren hier mit Ehre Erwähnung geschieht . Möge der

gegenwärtige , so viele und so große Früchte versprechende , Landtag nicht ohne solche für die bedrängte Lage der

Volksschullehrer bleiben .
II.

Es ist nun noch über den zweiten Theil der Motion deS Abg . Bissing , welcher sich auf die

S ch u l e s e l b st b e z i e h t , zu berichten übrig . Auch in dieser Beziehung sprechen die vorliegenden Petitionen viele

Wünsche aus , von denen hier diejenigen , welche - der Berücksichtigung werth flnd , hervorgehoben , und zugleich
mit den Anträgen der Motion , gewürdigt werden sollen .

Der erste hieher gehörige Antrag der Motion betrifft die sckwn auf mehreren Landtagen in Frage gestellten und

oft beklagten Confessionsschulen . Der § . 79 deö Schulgesetzes verlangt in paritätischen Orten die Errichtung
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zweier ConfessionSschulen , und zwar nicht auf Kosten des betreffenden RcligionStbcilcS , wie dieß früher der Fall
war , sondern auf Kosten der politischen Gemeinde . Dieser Grundsatz widersvricht allerdings jedem gesunden
Princip über das Wesen der Schulen . Sind sie StaalSanstalten , wie unser Schulgesetz annimmt , so ist nicht ab -
zusehcn , warum überhaupt Consessionoschulen errichtet werden sollen . Sind sic , wie nebenbei auch noch sestgc-
halten wird , kirchliche Anstalten , so haben nicht die politischen , sondern die kirchlichen Gemeinden ihre Schulen
zu errichten . Will man aber den Schulen eine Doppelnatur , eine politische und eine kirchliche zuschrciben , so
kann der Aufwand in keinem Falle allein aus die politische Gemeinde gewälzt werden , sondern jedenfalls zu
einem Theile , und zwar zum größeren Theile auf die kirchliche Gemeinde , weil eben in dem confessionellen Unter¬
schied auch allein nur der Grund zur Trennung der Schulen liegen kann . Wie hart jene Bestimmung des § . 79
eine nicht geringe Anzahl von Gemeinden trifft , ist in der Motionöbegründung zur Genüge dargethan , und eine
eingekommene Petition ier Gemeinde DiedelSheim weist nach , wie durch die Errichtung einer besondernSchule
für 12 katholische Schüler ein wahrer Nolhstand für die Gemeinde herbcigcführt werde . Der Motionsstcller geht
im Wesentlichen auf die Anträge der Kammer von 1810 zurück , nach welchen dem größern Eonfcssionstheile wegen
all ' zu großer Belastung der Gemcindekasse eine Bereinigung der beiden Schulen zu verlangen , gestattet
sein soll.

Ihre Commission hat sich die Gründe , welche gegen eine solche Vereinigung sprechen , nicht verhehlt . Das
Hauplbedenken trifft die religiöse Erziehung der Kinder . Dadurch , baß man einen Unterlehrer von der Confession
der Minderheit ansiellt , welcher den Religlonsunterricht für die seiner Kirche angehörigen Schüler durch alle Klassen
zu übernehmen ' hat , oder daß man diesen Unterricht ganz dem Pfarrer überläßt , ist allerdings dem Bedürfniß
nicht volles Genüge geleistet .

Es ist ein Jrrthum , wenn man glaubt , die religiöse Erziehung beruhe vorzugsweise auf dem Unterricht , auf
der Lehre . Sie besteht vielmehr in der Aufgabe , sowohl ein inneres Geistesleben zu wecken , als auch demselben
eine bestimmte Ausdrucksweise zu geben . Hierin müssen sich die Familie und die Schule die Hand bieten , wenn
nicht die eine zerstören soll , was die andere aufbaut . Die religiöse Erziehung kann sich darum auch in der Schule
nicht allein auf .den Religionsunterricht beschränken , sondern sie umfaßt die ganze Aussassungsweise und
Lkbensgcwohnheit des Kindes , und gibt ihr eine besondere Färbung . Der äußere Ausdruck und das innere
religiöse Leben fallen bei dem Kinde durchaus in Eines zusammen , und eben darum wird hier alle religiöse
Anregung nur in einer bestimmten confessionellen Form möglich sepn . Es ist daher kein bloßes Vorurtheil /
wenn die Eltern wünschen , daß der Lehrer , welcher gemeinschaftlich mit ihnen die Erziehung , die innere und
äußere Entwickelung des Lebens ihrer Kinder zu leiten hak , ihrer Confession angehöre . Dieser Bedenklichkeiten
können sich die Eltern mehr oder minder klar bewußt seyn , immer aber ist cs denkbar , daß ihr religiöses Ge¬
wissen sich dadurch belastet fühlt , und so ganz leichthin darf man es darum keineswegs nehmen , ihnen in dieser
Beziehung einen Zwang aufzulegen , denn als ein Zwang wird die in Vorschlag gebrachte Acnderung immerhin
erscheinen , weil die konfessionelle Minderheit in solchen Gemeinden wohl nirgends im Stande sepn wird , für
sich allein eine Schule zu errichten .

Demohngcachtct scheinen die Gründe für eine Vereinigung der Schulen überwiegend . Jene Bedenken verlieren
schon dadurch den größten Theil ihres Gewichtes , wenn — was nirgends umgangen werden soll , wenn es irgend
ausführbar ist — ein Untcrlehrer von der Confession der Minderheit an der Schule angcstcllt werden kann . An
diesen werden sich die Kinder seiner Confession vorzugsweise anschließen , und er wird auf ihre religiöse Entwicke¬
lung fast einen ausschließlichen Einfluß gewinnen . Als einen für daö Volksleben ganz entschiedenen Gewinn aber
muß cS betrachtet werden , wenn in einer Gemeinde , in welcher Katholiken und Protestanten zusammenwohnen ,
sich schon von der Schule her ein freundliches und vertrauensvolles Vcrhältniß bildet . Ihre Commission ist nicht
geneigt , dem religiösen Indifferentismus in die Hände zu arbeiten ; sie weiß recht gut , daß in seinem Gefolge
stets der Fanatismus erscheint , und einen für seine finstern Saaten von jenem gerade recht zugerichteten Boden
findet . Ein solcher wird aber sofern nur für eine » gründlichen Religionsunterricht gesorgt ist , auch in solchen
vereinigten Schulen nicht Platz greifen können . Dagegen ist jene schroffe Scheidewand , welche noch so oft die ver¬
schiedenen Confessionsverwandten in einer Gemeinde in Mißtrauen und Haß anSeinanderhält , und welche nicht etwa
auf einer klaren religiösen Neberzeugung beruht , sondern lediglich aus grundlosen Vorurtheilcn aufgebaut ist , eben
so sehr dem wahrhaft christlichen Geiste und Sinne zuwider , als sie höchst verderblich in das ganze Leben der
Bürger eingreift . Diese aus alten Zeiten fortgeerbten Vorurtheile . werden durch nichts schneller und gründlicher
beseitigt , als wenn die Kinder in der Schule zusammenkommen . Hier lernen sie sich arglos und vertrauensvoll
nahen , sich ohne Unterschied als Menschen betrachten , und am Ende auch als Christen achten . Dieser Eindruck
wirkt durch daö ganze Leben nach . Rehmen wir zu dem Allem die bedeutende Last , welche durch die Errichtung von
ConfessionSschulen den Bürgern dieser Gemeinden aufgelegt ist , und wodurch die Eifersucht und Zwietracht der
ConfessivnSthcile fortwährend genährt wird , so wird sich für den Unbefangenen die Wagschale entschieden zu Gunsten
der vereinigten Gemeindeschulen neigen . Ihre Commission hält es daher für augemeffen , in dieser Beziehung mit
dem Motionssteller auf die Anträge der Kammer von 1840 zurückzugehen .

Ein weiterer Antrag der Motion des Abg. Bissin g bezieht sich aus die B e au fsi ch ti gun g der Schulen .
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Die Ortsschulinspection will er den Geistlichen überlassen , das Amt eines B ez i rks sch u lvisi t a t o rs soll

aber mit Vergrößerung des Bezirks nur einem weltlichen Staatsd Lener , der sich als

praktischer Schulmann erprobt hat , anvertraut werden . Was den ersten Punkt betrifft , daß die

Ortsschulinspection vorerst noch Len Geistlichen zu überlassen sei , läßt Ihre Commission die Gründe dafür gelten .

Da sich nicht leicht Jemand , außer dem Pfarrer , für dieses in sehr vielen Fällen höchst unangenehme Amt finden

wird , besonders da es unentgeltlich zu besorgen ist , so bleibt freilich nichts Anderes übrig , als es diesen , zu belassen .

Auch möchien sich vielleicht die Schullehrer zu einer andern Beaufsichtigung nicht eben sehr Glück wünschen . Bisher

haben sie wenigstens größtentheils in dem Ortsgeistlichcn ihre Hauptstütze gefunden , was auch in der Natur des

ganzen Verhältnisses liegt , und es ist in dieser Beziehung noch nie in einer an die Kammer gelangten Petition ein

abweichender Wunsch geäußert worden . Was nun aber den Antrag der Uebcrkragung der Schulvisitatur an einen

weltlichen Staatsdiener betrifft , so fragt sich : ist diese Abänderung ausführbar , ist sie zweckmäßig und auf welchen

Gründen beruht der Antrag ?
Der Motionösteller hat sich zwar nicht bestimmt darüber ausgesprochen , was für einen Staalödicner er eigent »

lich meine . Einen Beamten wohl nicht , überhaupt keinen Staatsdiener , der zugleich einen andern Beruf zu

erfüllen hat , sonst könnte nicht von einem größeren Bezirke die Rede sepn . Es müßten also selbstständige Schul¬

visitatoren angestcllt und als solche besoldet , und dadurch die Staatsdiener um eine nicht geringe Zahl vermehrt

werden . Es ist zu befürchten , daß dieser Vorschlag schon an dem Kostenpunkt scheitert . Doch wenn sich die Sache

als offenbar zweckmäßig erweist , so ließe sich vielleicht darüber hinwegkommen. Es fragt sich demnach : Wer

taugt wohl am besten zu einem Visitator der Volksschulen ? Die Motion verlangt einen praktischen Schulmann ,

ob einen aus der Reihe der Volksschullehrer , oder einen wissenschaftlich gebildeten Pädagogen , ist nicht näher

ausgesprochen . Das Erste wohl schwerlich . Denn welche Achtung wir auch vor dem Stande der Lehrer

hegen , so wird doch an dem Leiter des Schulwesens in einem weiten Bezirke eine tiefere wissenschaftliche Bildung

gefordert werden müssen , als ein zweijähriger Curs im Seminar zu geben vermag . Aber auch ein wissenschaft¬

licher Pädagog , der an einer Gelchrtenschule angestellt war , möchte wohl schwerlich zur Leitung und Beaufsichti¬

gung der Volksschulen am tauglichsten sepn .
Daß das Gclehrtenschulwestn und das Volksschnlweftu gar sehr verschieden von einander sind , fällt Jedem in

die Augen , der sich nur einigermaßen damit bekannt gemacht hat . Immerhin wird cs zweckmäßiger seym den Visi¬

tator aus der Reihe der Ortsschnlinspektorcn zu wählen , weil man bei diesen jedenfalls die meiste Erfahrung in

dem Volksschulwesen , und wohl auch die meiste Liebe und den größten Eifer für dasselbe vorauSsetzcn darf . Die

Einwendung dagegen , daß die Schulinspektoren keine Pädagogen , sondern Theologen , mithin für einen ganz andern

Beruf gebildet seien , und darum von dem Schulwesen wenig verstünden , wird wohl einige Beschränkung erleiden

wenn man bedenkt , daß der praktische Beruf des Theologen doch hauptsächlich eben auch der dcS Lehrers sei ; nur

in einer ausgedehntcrn Weise , alS der eines Lehrers der Kinder ; daß ferner der Theolog in seinem vieljährigcn

wissenschaftlichen Dildungskurs doch wohl alles Das auch gelernt haben müsse , waS der Seminarist in seinen zwei

Jahren lernt und daß cs ihm bei seiner wissenschaftlichen Bildung nicht eben sehr schwer fallen dürste , bei einigem

guten Willen sich mit den Fortschritten der Methodik bekannt zu machen und die Leistungen der Lehrer zu beur -

theilen . Hauptsächlich aber ist zu berücksichtigen , , daß die Ortsschnlinspektorcn verpstichtct sind , die Volksschule wöchent¬

lich mehrercmale zu besuchen und an hem Unterrichte selbst Thcil zu nehmen . Sie haben also in dieser Beziehung

eine Erfahrung , welche sie zu Visitatoren jedenfalls geeigneter macht , als Lehrer an gelehrten Schulen , welche nie

Gelegenheit gehabt haben , sich irgendwie mit dem Volksschulwcsen bekannt zu machen .

Eine Vergrößerung der Bezirke für die Visitatoren , wie sie die Motion beantragt , kann aber nur als nach -

thcilig betrachtet werden . Das Visitiren selbst, das Protokollaufnehmen und Tabellenmachen ist in der Timt nicht

die wirksamste Thätigkeit des Visitators ; sondern diese beruht mehr auf seinem persönlichen Einflüsse auf die einzelnen

Lehrer , auf einer umsichtigen Leitung der Convente und Eonferenzen , auf dem Geschick, das ganze Schulwesen in

dem Bezirke stets im Auge zn behalten und zu überwachen , und auf dem Talente , ein reges Leben unter den Lehrern

zu wecken und zu erhalten . DaS Alles ist in bedeutend größeren Bezirken , als sie jetzt sind , durchaus unmöglich ; denn

cS ist dazu unumgänglich nothwendiq , daß der Visitaior mit den Lehrern in beständiger Berührung bleibe .

Wenn aber daraus , daß der Visitator dem nämlichen Stande , wie der Ortsschulinspektor , angehört , die Besorg -

niß hergenommen werden will , daß der Lehrer in Collisionsfällen ungerecht behandelt werden könnte , so ist durch

eine Aenderung in dieser Beziehung wohl schwerlich etwas Besseres zu hoffen . Denn im Allgemeinen darf ange¬

nommen werden , daß den Pfarrern
'

wenigstens nicht weniger daran gelegen ist, mit den Schullehrern in Friede zu

leben , als umgekehrt den Lehrern daran liegen mag , mit den Pfarrern nickt in Mißverhältnisse zu kommen .

Der eigentliche Grund für Uebertragung der Visitatur an weltliche Staatsdiener wird aber hauptsächlich darin

gesucht , daß die Schule nicht mehr als eine Tochter der Kirche , sondern als eine Staatsanstalt zu betrachten sei.

Um diesen Grundsatz durchzuführcn , sollen die Visitatoren keine Kirchendiener mehr sepn . Csnsequenter Weise dürften ,

vielmehr überhaupt die Kirchendiener von oben bis unten nichts mehr mit der Schule zu thun haben , ausgenommen

in Beziehung auf den Rcligionsunterricht . Sie haben eS aber auch durch solche wirklich nicht , sondern sie sind in

allen Schulsachen nicht von der Kirche , sondern von dem Staate beauftragt . UebrigenS wie lange auch dieser Streit
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vom Standpunkte der Theorie foktgeführt werden mag , für die Praxis wird tr von sehr geringer Bedeutung
bleiben . Wenn man den Menschen trennen könnt « , in einen politischen und religiösen Theil , und jeden Theil beson¬
ders erziehen und behandeln könnte , so möchte wohl im Ernste von einer vollkommenen Trennung der Kirche und
der Schule die Rede werden . So lange aber das nicht der Fall ist , so lange die moralische , die intellccluelle und
die religiöse Erziehung nur eine und dieselbe scyn kann , weil eben daS Object nur eines und dasselbe ist, so liegt
ein stetes und genaues Zusammenwirken von Kirche und Schule in der Natur der Sache .

So wenig auö den angesühr
'
ten Gründen Ihre Commission dem Antrag auf Uebertragung der Visitatoren an

weltliche Staalsdicncr ihre Zustimmung zu geben vermag , so muß sie dagegen den Wunsch auSsprecben , daß in den
Priester - und Prediger - Sem in arten ein pädagogischer EursuS mit besonderer Bezie¬
hung auf das V o l ks sch u l w e sc n ausgenommen werde . Die Beaufsichtigung und Leitung der Schulen
ist nun einmal ein sehr wichtiger Theil dcö künftigen Berufes der jungen Theologen , und es ist wohl der Mühe
werth , daß bei ihrer Ausbildung darauf Rücksicht genommen werde . Eben so würde cS als ein Gewinn sowohl
für die Kirche als auch für die Schule angesehen werden müssen , wenn in der Regel die Dccanate und Schul -
visitaluren getrennt würden .

Hieran knüpft sich noch ein anderer Wunsch , welcher die Bildung der künftigen Volksschullehrer selbst betrifft . Der Zög¬
ling der Schullehrersemiuarien hat zwei Jahre in demselben zu verweilen . Die meisten dieser jungen Leute kommen mit gerin¬
gen Vorkcnntnisscn in das Seminar . Sie bereiten sich gewöhnlich bei einem Lehrer auf dem Lande eine Zeit lang vor . Diese
Vorbereitung ist natürlich sehr mangelhaft ; denn mehr als eine Stunde täglich kann der Lehrer dem Präparanden nicht wid¬
men , selbst diese nicht immer . So besitzen nicht nur diese Leute bei ihrem Eintritte in das Seminar gewöhnlich nur geringe
Vorkenntniffe , sondern sie sind auch gar nicht daran gewöhnt , sich angestrengt geistig zu beschäftigen . Nun sollen die
Pflanzen innerhalb zwei Jahren zur vollen Reife getrieben werden . Diese Treiberei bringt selten gute Früchte . Von der
Grundlage aber , welche in dem Seminar gelegt worden ist , hängt gewöhnlich die ganze künftige Richtung , der
Eifer , fast die ganze Wirksamkeit des Lehrers ab . Es würde dadurch , daß ein dreijähriger Kursus für die
Schullehrerscminarien festgesetzt würde , vielleicht nicht weniger für einen besseren Zustand unserer Schulen gesorgt ,als durch Aufbesserung der Lehrerbesoldungen ; wenigstens werden durch letztere die Lehrer an Kenntnisse » und Fähig¬
keiten nicht reicher . Sollte die hohe Kammer diese Ansicht theilen , so wird sie wohl gerne einen dahin gehenden
Wunsch aussprcchen , daß dieser Gegenstand von der hohen Negierung in Erwägung gezogen , und den Ständen
über den dadurch etwa vermehrten Kostenaufwand Vorlage gemacht werde .

In den eingegangencn Petitionen findet sich wiederum die schon so oft erneuerte Klage über die Stellung -imd
die Beschwerden der Lehrer als Mößncr , Glöckner und Organisten . Es ist hierüber nichts Neues angeführt , und
kann darum auch in diesem Berichte nichts Anderes gesagt werden , als was bereits in allen früheren Commissions -
berichten über diesen Gegenstand gesagt ist . Eine Abnahme des Mößncr - , Glöckner - und Organistendicnstes ist
nicht möglich , weil , wenn die Kirche die Mößnereibcsoldungcn zurückzöge , und besondere Mößncr anstellte , die Ge¬
meinden die Gehalte für die Schullehrer nicht anfbringcn könnten . Dazu würde der größere Theil der Schulstellen
wohl um ein Drittlhcil der Einkünfte geschmälert , indem die Mößncreibesoldungen fast immer in Gütern und Na¬
turalien bestehen , welche bekanntlich gering angeschlagen sind , und darum immer einen viel höheren Werth haben ,
als sire Gehalte in baarcm Gelde . Dabei glaubt jedoch Ihre Commission auf den schon am vorigen Landtag aus¬
gesprochenen Wunsch zurückkommen zu müssen , daß d e n L e h r e r n überall d a S a u ß e rk i r ch l i ch e L ä u t e n ,
namentlich das Lauten in der M orgen - und Abenddämmerung ab genomine » , und einem Orts -
diener von der Gemeinde übertragen werde . Man könnte zwar einwenden , dieses Läuten der sogenannten Betglocke
fei kirchlicher Natur . Allein das ist jedenfalls sehr zweifelhaft . Man kennt den Ursprung nicht mit Gewißheit , mit
einer eigentlich kirchlichen Function steht es in keinem Zusammenhänge , und dient auf dem Lande vorzugsweise zu dem
ganz außerkirchlichcn Zwecke , die Zeit für die Arbeiten anzuzeigen . Jedenfalls , cs mag nnn die Natur des Früh -
und Abendläutens scyn , welches sie wolle , ist dasselbe dem Berufe eincs Lehrers in vielfacher Beziehung unangemessen
und höchst lästig . Dabei ist der Aufwand der Gemeinde für die Uebertragung dieses Geschäfts an einen OrlSdiener
von so geringem Belang , daß eine allgemeine gesetzliche Bestimmung hierüber wohl keinem bedeutenden Anstande unter¬
liegen dürfte .

Auch über den 8 . 40 der Verordnung vom 15 . Mai 183h , welcher die Bestimmungen über die Zusammensetzung
des Schulvorstandes enthält , werden die alten Klagen wiederholt . Diesen Klagen liegen vielfältig irrige Ansichten
über die Stellung und die Wirksamkeit des Schulvorstandes zum Grunde , und wenn auch diesem Institute immer¬
hin einige Mängel ankleben mögen , so hat es sich doch im Allgemeinen als ein gutes und zweckmäßiges bewährt .
Auch hier wiederholt jedoch Ihre Commission die schon am vorigen Landtage ausgesprochene Ansicht , daß cS gerecht
erscheint , daß der Lehrer wirkliches Mitglied deS Schulvorstandes mit Sitz und Stimme
fei , ausgenommen in den Fällen , in welchen es sich um seine Person oder seine Dienstführung handelt , und bean¬
tragt eine Abänderung jener Verordnung in diesem Sinne .

Der letzte Antrag der Motion deS Abg . Bissing geht dahin , in dem Unterricht der Volksschulen auch den Un¬
terricht in der Verfassung unseres Staates und in dem Gemeindesetze aufzunehmen , und Niemanden daS Bürgerrecht
zu crtheilen , bis er sich über die genaue Kenntniß dieser Gesetze auöglwiesen hat .



Der Zweck dieses Antrages ist , unter dem Volke diejenige politische Bildung zu verbreiten , welche für einen

ächten Bürgcrsinn und einen wirklich patriotischen Antheil dcS Volks an den öffentlichen Staats - und Gemcindever «

hältniffen eine unerläßliche Bedingung ist.
Zn Beziehung auf diesen Zweck stimmt Ihre Commission vollkommen mit dem Motionssteller überein . Ohne

eine politische Bildung der Bürger , ohne daß sie sich für das Gemeinwesen interessircn , sich als Glieder einer

Gemeinde , eines Volkes mit dem Wohl und Wehe der Gesammtheil auf 's Innigste verbunden fühlen , ohne daß

sie den Boden , auf welchem unsere öffentlichen Zustände sich bewegen , genau kennen und sich auf demselben

heimisch fühlen , so lange sie nicht die Anregung in sich tragen , für das allgemeine Wohl selbst zu wirken , s»

viel von ihrem Standpunkte möglich ist ; so lange bleibt das constitutionelle Leben ein leeres Wort , ein Luftgc -

bäude , dem jede Grundlage fehlt . ES sind eitle Bedenklichkeiten , welche gegen die Verbreitung einer politischen

Volksbildung vorgebracht werden , Bedenklichkeiten , die entweder aus einer unwürdigen Aengstlichkeit , oder auö

einer Abneigung gegen alle freien Institutionen überhaupt hervorgehen . Wer ihr entgegcnarbeitet , der ist bewußt

oder unbewußt ein Feind der bürgerlichen Freiheit , ein Feind des Geistes , auS welchem unsere vaterländischen In¬

stitutionen hervorgegangen sind . Wohl hört man oft , es sei bedenklich , den Bürgern immer nur von ihren

Rechten vorzurcden ; man pflanze nur Unzufriedenheit und Aufregung damit und gefährde die Ordnung . Es ist

wahr , Ordnung und Gehorsam kan » man wohl auch mit der Knute erzwingen , wenn man die Gewalt dazu

besitzt ; aber die Ordnung lieb gewinnen , und seine Bürgerpflichten mit Willen und Freudigkeit erfüllen ,
das lernt der Bürger erst im Bewußtsein seines Rechtes . Die Wichtigkeit einer politischen Volksbildung für unsere

öffentlichen Zustände kann darum nicht verkannt werden .
Eine andere Frage ist , ob das von dem Molionssteller vorgeschlagene Mittel für diesen Zweck daS geeignete

sei , und in dieser Beziehung vermag Ihre Commission nicht vollkommen mit ihm einzustimmen . In dem Kinde

herrscht das Gemüthsleben vor , und man sollte sich hüten , dasselbe allzufrühe durch daS Eis der Reflerion er¬

starren zu machen . Die Politik erreicht das Herz des Kindes nicht , und Staatsverfassungen werden nicht von ihm

verstanden . Wie würden sich in dein Blumengarten der Kindheit die trockenen Paragraphen der Verfassung über

die Natur der Domänengüter oder die Titel der Gemcindcordnung ausnehmen ? So viel wird Jeder begreifen , der

irgend schon in einer Schule gewesen ist , daß die Liebe der Kinder für die Verfassung und die Gemcindcordnung
dadurch gewiß nicht gewonnen würde ; eher vielleicht eine Abneigung gegen dieselbe .

Ob den Schülern bei ihrem Austritte ans der Fortbildungsschule , also in gereifterem Alter und bei einem

Lebensabschnitt , welcher mit der beendigten Schulerziehung den llebcrtritt in das bürgerliche Lebe» bezeichnet , ein

Eremplar der Staatsverfassung und der Gemcindcordnung übergeben werden sollte , ist eine Frage , die erwogen
zu werden verdient . Es scheint eben so passend , als zweckmäßig . Aber Gegenstand eines Gesetzes kann cs nicht
sein , weil eS dem Willen der Gemeinden , welche die Kosten dafür tragen müssen , überlassen werden muß .
Ohnehin fördert ein Zwang in solchen Dingen die Sache nie .

Mit dem Bisherigen will aber Ihre Commission keineswegs die Rücksichtsnahme auf eine politische Volksbildung ,
und namentlich auf unsere Staats - und Gemeindeverhältnisse aus der Volksschule verbannt wissen . Vielmehr ist
sie der Ansicht , daß allerdings die Schule die Grundlage dazu legen muß . Der Weg dazu ist der der Geschichte ,
und namentlich der vaterländischen deutschen Geschichte . An den lebenswarmcn Bildern der Geschichte muß das Herz
des Kindes erstarken , lebendige Thaten müssen es begeistern für Recht , für Freiheit und Vaterland , und wenn es
erkennt , wie auS einer dunkeln und gedrückten Vergangenheit der gegenwärtige Zustand hervorgegangen , wenn es
daS Ehemals und bas Jetzt vergleichen lernt , wenn cS die Opfer kennen lernt , durch welche unsere jetzigen Zustände
errungen worden sind ; dann ist sein Gemüth gehoben und gewonnen für das Vaterland , und nun ist eS auch
empfänglich , die Grundzüge der Verfassung unseres Staates und der Gemeinde zu fassen und lieb zu gewinnen . Auf
diesem Wege soll der Lehrer seine Schüler auf den Boden unseres Staats - und Gemeindelebens einsübren , und Sie
werden in diesem Sinne den Antrag genehmigen , daß in den Schulplan die Bestimmung ausgenommen werde , es
sollen die gercifteren Schüler auf geschichtlich cm Wege nt i t den Grundzügen der Staats¬
und Gemeindevcrfassung bekannt gemacht werden . So , meine Herrn , werden Bürger gebildet
werden , welche zwar nicht prozeßsüchtig am Buchstaben der Verfassung nagen , aber mit unverbrüchlicher Treue an
ihr festhalten , und in ihrem Geiste für daS Vaterland wirken und arbeiten .

Ihre Commission stellt Ihnen die in dem Obigen motivirten Anträge :
„ .4 .. Seine Königliche Hoheit in einer unterthänigsten Adresse zu bitten , einen Gesetzentwurf vorlegen zu

lassen , welcher die Bestimmungen enthält :
„ 1 . daß und unter welchen Voraussetzungen in paritätischen Orten , wo getrennte Confcssionsschulen bestehen ,

der größere Confessionöthcil wegen zu großer und unverhältnißmäßiger Belastung der Gemeindekasse durch
die Unterhaltung der beiden getrennten Schulen die Vereinigung derselben verlangen könne ;

„2 . daß jedoch auch da , wo diese Voraussetzungen vorhanden sind , der kleinere ConfcssionStheil die Beibehal¬

tung alödann fordern könne , wenn er ( nach einem unter se inen Mitgliedern zu verabredenden Beitragsfuße )
denjenigen Betrag vom Aufwand seiner ConfessionStheile selbst bestreiten will , welcher nach Verwendung

„ a . der dazu verfügbaren Fonds und Dotationen , so wie
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„ b . dcS » ach Nr . 3 zu bestimmenden Beitrags der Gcmeindekasse , und
„ c . eines mit Berücksichtigung des Bedürfnisses u »d der Kräfte des kleinern ConfcssionSthcils im einzelnenFalle nach Billigkeit zu bestimmenden widerruflichen Staatszuschusses ,noch übrig bleibe ;

„ 3 . daß die Gcmeindekasse in einem solchen Falle zur Schule des größer » Confessionstheils nach Maßgabe dcSGesetzes vom 28 . August 1835 , zur Schule dcS kleinern Confessionstheils aber Dasjenige bcizutragrn habe ,um was sie zur Schule des gröhern ThrtlS weniger beitragen muß , alS wenn die Schulen vereinigt wären ,oder sofern dieß mehr ausmacht , Dasjenige , was die Mitglieder dcS kleinern Confessionstheils wegen derSchulunterhaltung zur Gemeindekasse bcizutragcn babcn ;„ 4 . daß die Schule des kleiner » Confessionstheils in solchen Fällen hinsichtlich der Größe der Lebrergehalte indie zunächst geringere Claffe hinabgesetzt werden könne ;„ 5 . daß im Falle der Vereinigung bei Entscheidung der Frage , von welcher Confessio « der Lehrer , oder wo meh¬rere Lehrer anzustellcn sind , von welcher Consession der Hauptlehrer und von welcher der llnterlehrer zuernennen sei , hauptsächlich auf das Bevolkerungsverhältniß beider Cvnfcssionötheile , zugleich aber auch nochauf die Größe der eigenen Fonds und Dotationen eines jeden Rücksicht genommen werde ;„ 6 . daß im Falle der Vereinigung der Religionsunterricht den Schülern jeder Confessio » besonders crtheilt werde ,und zu dem andern Unterricht nur solche Bücher religiösen Inhalts zu gebrauchen seien , in welchen bloß imAllgemeinen ein religiöser und christlicher Sinn genährt , aber keine konfessionelle Verschiedenheit berührt wird ;„ B . daß durch eine gesetzliche Bestimmung den Lehrern das außcrkirchlichc Läuten, namentlich daS Läuten in derMorgen - und Abenddämmerung abgcnommen werde ;
„ 0 . daß der § . 40 des Schulgesetzes dahin modificirt werde , daß die Lehrer als wirkliche Mitglieder des SchulsVorstandes , mit Sitz und Stimme , an dessen Berathungen Antheil zu nehmen haben , ausgenommen ^ in denFällen , in welchen über ihre Person oder ihre Dienstführung verhandelt wird ;„ v . ferner wolle die hohe Kammer die Bitte an die Großherzogliche Regierung stellen ,„ 1 . daß in den Priester - und Predigerseminaricn ein pädagogischer EursuS mit besonderer Beziehung auf daVolksschulwesen in Baden ausgenommen werde ;

„ 2 . daß wo möglich für die Schullchrerseminaricn ein dreijähriger Cursus festgesetzt , und über den dadurchetwa vermehrten Kostenaufwand den Ständen eine Vorlage gemacht werde ;„ 3 . daß in den Schnlplan die Bestimmung ausgenommen werbe , es sollen die gerciftcrcn Schüler ans sie -
'

schichtlichem Wege mit den Grundzügcn der Staats - und Gemeindeverfassung bekannt gemacht werden . "Meine Herren ! Tragen Sie durch die Annahme dieser Anträge dazu bei , unser Volksschnlwescn , und mit diesemdie Bildung und die Wohlfahrt deö Volkes und des Staates zu heben .

40ste öffentliche Sitzung der ‘2 . Kantmer .
Karlsruhe , den 18 . März 1844 . Unter dem Vor¬

sitze des Präsidenten Bekk . Auf der Negierungsbank :
Ministerialdirector Regenaucr und Ministcrialrath
M .a i e r .

Der Abg . Lichtenauer wird beeidigt .
Folgende Eingaben werden vorgelegt : durch die Abge¬

ordneten
Maier : 1 . der Gemeinderäthe zu Waldau , Hintcr -

straße , Wildgutach und St . Margen , wegen Errichtung
eines Amtssitzes in St . Märzen ; 2 . die Verlegung des
Nechnungstermins für Gemeinds - und Körperschaftsrech¬
nungen ; auf das Kalender - oder Neujahr ;

S e ltz a m : Bitte der Gemeinden des Amtsbezirks Kraut -
heim , Aufnahme der Jagststraße und der Poststraße von
Krauthcim nach Borberg in den Straßcnverband — mit
dem Beifügen des Ucbergeberö , daß dieß die einzige Ge¬
meinde im Lande sei , welche keinen Schuh Staatsstraße
besitze ;

Vogelmann : Bitte der Bürgermeister von Erfeld ,

Gerichstetten : c . , die Gcbührenbezüge der Staatsanwälte ,
Advokaten und Schriftverfasser bei den Bezirksämtern bctr . ;

Richter : Bitte der Bürgermeister des vormals v .
Gemmingcn ' schen Gebiets Tiefcnbronn , Mühlhausen re . ,
um Aufhebung der vormaligen BürgercinkaufSgelder ;

Mat Hy : Bitte der Handelskammer zu Constanz , um
Einführung einer zeitgemäßen Gcwerbordnung ;

Bafferm ann : Petition der Nindsmezger zu Mann¬
heim , um Abänderung in der Erhebungsweise der Fleisch -
accise .

durch das Secrctariat : 1 . Bitte mehrerer Landwirthe
aus dem Amte Wcinheim , Errichtung einer Ackerbauschule
betreffend ; 2 . des Rathschreibers Sanfter , um authentische
Interpretation der § §. 11 und 27 der Gemeindeordnung ;

durch das Präsidium : Bitte des Math . Wehrle zu
Reuthe , um gesetzliche Bestimmungen über Allodifikation
der Schupflehcn .

Ministcrialrath Maier macht im Namen der Regie¬
rung die Vorlage eines Gesetzentwurfs , die Festsetzung
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eines endlichen Termins zur Anmeldung für Ablösung

alter Abgaben ; — wird an die Abthciluiigcn verwiesen .

Das Präsidium bringt zur Kcnutniß der Kamme -,

daß der Abg . D ah men um Erthcilung eines Urlaubs bis

nach Ostern gebeten habe , welcher ihm auch verwilligt wird .

Die Tagesordnung sührtauf dicDiskussion deS

Berichts über das der 2ten Kammer zur Zustimmung vor -

gelegte provisorische Gesetz vom l3 . October 1842 den Ver¬

einszolltarif für die Jahre 1843 , 1844 und 1845 betref¬

fend , erstattet von dem Abg . Bassermann .

( Auszug aus dem Bericht .)

Der Artikel 1 dieses provisorischen Gesetzes lautet : „Der

anliegende für die Tarifsperiodc vom 1 . Januar 1843 bis

mit dem letzten Dezember 1845 gültige Vcreinszolltarif
tritt mit dem ersten Januar 1843 in Wirksamkeit , so weit

nicht der nächstfolgende Artikel ausnahmsweise Anderes be-

stimmt ."

Wir sehen daraus zuvörderst , daß Zollsätze , also indi -

rectc Steuern , uns zur Genehmigung oder Verwerfung

vorgelegt sind , die bereits seit mehr als einem Jahre er¬

hoben werden . Dieser Umstand , so wie der weitere , daß

sämmtliche Vcreinsregicrungcu über den vorliegenden Zoll¬
tarif übereingckommcn sind , die Verwerfung desselben in
dem einen Vereinslande also die Folge hätte , daß der Ta¬

rif in allen übrigen Vereinsländern wieder außer Wirk¬

samkeit gesetzt werden müßte , macht unsere Zustimmung —

ganz abgesehen von der materiellen Beschaffenheit des pro¬
visorischen Gesetzes — zu einer moralischen Nothwcndig -
keit , zu einem Zwange , der die Frage der Zustimmung
oder Verwerfung so gut wie beseitigt , und an welchem cs
klar wird , daß — will man sich nicht selbst täuschen —

die Mitwirkung der Kammer bei Feststellung der Zollsätze
nach der jetzt bestehenden Einrichtung sich in der Wirklich¬
keit nur noch auf eine berathende Stimme für zukünftige
Beschlüsse beschränkt .

Wohl verkennen wir nicht , daß jede Verbindung zur
Erreichung eines großen gemeinsamen Zweckes eine Beein¬

trächtigung der Selbstständigkeit der Einzelnen zur noth -

wendigen Folge hat ; wir sind weit entfernt der Erreichung
allgemein deutscher Zwecke , badischer Sonderinteressen
wegen , hinderlich in den Weg treten zu wollen ; wir wür¬
den im Gegcnthei ! gern in noch anderen Gebieten der Ge¬

setzgebung , als in dem des Zollwesens , eine deutsche Ein¬
heit erreicht sehen , und mit unserer Hingebung des erfor¬
derlichen TbeilS unserer Einzel -Selbstständigkeit nicht Zu¬
rückbleiben . Allein wenn Badens gesetzgebende Gewalt zu
Hause sich in dem Vereine zu einer einzelnen Stimme ver¬
mindert , so muß doch diese Verminderung der gesetzgeben¬

den Gewalt eine für deren Factoren gleichmäßige seyn ,
und cs darf nicht der noch übrig bleibende Theil der

Selbstständigkeit dem einen Factor allein Zufällen . So wie

aber jetzt die Sache gehandhabl wird , ist die gesetzgebende
Gewalt in Zollsachcn nur noch Attribut der Regierung ,
mögen wir auch hintcnnach noch so formell um unsere Zu¬

stimmung angegangen werden .
Wir wollen zwar nicht verkennen , daß die Regierung

seither auf den Zollconfercnzen die Anträge der Kammer

zu ihren Anträgen erhoben , daß also eine glückliche Ucber -

cinstimmnng der Ansichten bestanden hat ; allein dieß ist
bei der Verschievenartigkeit der Auffassung , welche der Ge¬

genstand zuläßt , doch nur Zufall , und keine Bürgschaft
für die Zukunft ; und dann schließt ferner auch die Fest¬
stellung deS Zolltarifs ein so wesentliches Kammcrrccht ,
wie das der Besteuerung ein — abgesehen von der Bedeutung
der Zölle für Ackerbau , Handel und Industrie , — daß
wir uns mit dieser seitherigen Ucbcreinstimmung keineswegs
beruhigen könne » über das thalsächliche Dahinschwinden
dieses Rechtes selber .

Da das Illusorische unseres formellen Rechts , wie wir
oben gezeigt haben , darin seinen Grund hat , daß wir erst
nach Auflösung der Zollcongreffe oder gar erst, wie in dem

vorliegenden Falle , lange nach Einführung des neuen
Tarifs uin unsere Zustimmung angegangen werden , so er¬
gibt sich von selbst , daß dieser unnatürliche Zustand nur
dadurch geändert werden kann , daß die Kammer vor der
Beschlußfassung am Zollcongreffe um ihre Zustimmung
angegangen werde . Die Erfahrung , so wie die Proto¬
kolle des letzten Zollcongreffcs lehren uns , daß — unbe¬
deutende Sachen ausgenommen — kcjne irgend wichtige
Veränderung des Tarifs bei ihrer ersten Beantragung so¬
fort Zustimmung findet . Es währt leider nur zu lange ,
bis selbst die dringendst nothwendigcn Anträge zu Beschlüs¬
sen erhoben werden , wie wir denn auch jetzt noch verge¬
bens auf die längst ersehnte Erhöhung des Zollsatzes für
Baumwollen - und Leinengarn warten .

'
Es ist daher kein

Zweifel , daß jede erhebliche Veränderung des Tarifs hin¬
reichend lange Zeit vorher zur Kcnutniß der Gr . Regierung
kommt , um die Meinung der Kammer darüber erheben zu
können , und da dem so ist , so halten wir unfern hiemit
gestellten Antrag :

1 . „ die Kammer möge die Großh . Regierung ersuchen ,
über alle bei' m Zollcongreß zu stellenden Anträge , so¬
bald sie zu ihrer Kcnntniß gelangen , oder wenn sie
solche selbst zu stellen die Absicht hatte , die Meinung
der Kammer zu erheben, "

gerechtfertigt .



380

Es gibt für ernste Männer kaum etwas Widerstreben «
dereS als die sche

'nbare Ausübung cineS Rechts , daS in
Wirklichkeit doch keines mehr ist . Auf dem oben vorgc -
fchlagcnen Wege aber würde die Kammer nicht erst nach
gefaßtem und meist schon praktisch gewordenem Beschluß
zur Zustimmung moralisch gezwungen seyn , sondern sie
würde durch ihre Vorberathung zu diesenr Beschlüsse selbst
Mitwirken . Eine Täuschung verschwände ; und der Großh .
Regierung selbst kann nur erwünscht seyn , schon bei ihrer
Abstimmung am Zollcongreß zu wissen , ob sie im Einklang
mit demjenigen Staatskörper handelt , von dessen Geneh¬
migung die Gültigkeit der Beschlüsse doch am Ende abhängt .

Zu dem Tarif selbst findet die Commission folgende Be¬
merkungen nöthig :

Bei Rr . 10 , B a u m w o l l e n w a a r e n , glaubt sie im
Interesse der Industrie der Baumwollspinnerei , welche vor
Allen eines Schutzes bedarf , im Einklang mit dem in der
20 . Sitzung dcS letzten Landtags gefaßten Beschlüsse den
Antrag stellen zu müssen :

2 . „ die Gr . Regierung zu ersuchen , fortwährend dahin
zu wirken , daß der Eingangszoll auf Baumwollcn -
garn von 3 fl . 30 kr . auf 10 fl . 30 kr . und der des
zu Zetteln angelegten Garns von 5 fl . 15 kr . auf
28 fl . erhöht werde . "

Zu der Position Eisen verbreitet sich der Commissions -
bcricht in umfassender und erschöpfender Weise über die
Frage , ob es in der Nothwendigkeit liege , das bis jetzt frei
eingehende Roheisen mit einem Zoll ( von 1 fl .) und das
geschmiedete Eisen mit einem verhältnißmäßig höhcrn Zoll
zu belegen . Da sich die Gr . Regierung in ihrer deßfallsigcn
Vorlage in diesem Sinne ausgesprochen hat , so hält die
Commission für nothwendig , indem die oben beantragte
Einrichtung , wonach die Regierung vor einem zu fassen¬
den Beschluß die Ansicht der Kammer erheben soll , noch
nicht besteht , daß sich auch die Kammer und also vorerst
die Commission , über diesen Gegenstand ausspreche .

In der unbestreitbaren Thatsachc , daß die vcreinSlän -
dische Production dem Bcdürsniß nicht genüge , was nicht
nur in der als halboffizicll zu betrachtenden Schrift von
Staatsrath NebeniuS : „lieber die Zölle des deutschen Zoll¬
vereins zum Schutz der einheimischen Eisenproduction " aus¬
gesprochen , sondern auch von den VercinSregierungcn durch
die zugegebene Nothwendigkeit , die Einfuhr der Eisenbahn¬
schienen durch niedere Zollsätze begünstigen zu müssen , an¬
erkannt worden , scheint der Commisson im Widerspruch
mit dem Wunsche der Regierung zu liegen , den EingangS -
zoll auf Roheisen und auf nicht zu Eisenbahnschienen ver¬
arbeitetes Eisen zu erhöhen , und .hält diesen Widerspruch

auch dadurch nicht ausgeglichen , wenn man den Bedarf
an Eisenbahnschienen als einen vorübergehenden , auSnabmS -
weisen bezeichne . Daß die Vcreinsregierungen die Eisen¬
bahnschienen nur mit dem dritten Theil dcS Zollsatzes bele¬
gen , welcher sic ihrer Gattung nach treffen müßte , hat
sicher seinen Grund nur darin , daß sic außerdem eine be¬
trächtliche Preiserhöhung fürchten , womit anerkannt wird ,
daß die vcrcinSländische Ccncurrenz der Hütten - und Ham¬
merwerke dem Bcdürsniß nicht angemessen sei . Man ersieht ,
daß das Roheisen mit einem Ausgangszolle von 26 ’A fr .
per Centner belegt ist. ( S . Tarif 6 a .) Dieser Ausgangs¬
zoll hält die fremden Käufer ab , mit den vereinsländischen
in gleiche Concurrenz zu treten . Während aber die in¬
ländischen Verbraucher und Käufer auf diese Weise vor
einem durch ausländischen Begehr entstehenden höheren
Preis geschützt werden , kann man unmöglich zugleich die
inländischen Erzeuger , also Verkäufer , vor einem zu nie¬
deren Preise schützen wollen . Glaubt man daher die in¬
ländischen Eisenwerke auf dem Wege der Zollgesetzgebung
begünstigen zu müssen , so findet sich das nächste und
natürlichste Mittel vorerst in der Aufhebung des AusgangS -
zolls . Die Commission glaubt daher , den Antrag stellen
zu müssen :

3 . „ die Kammer möge die Gr . Regierung ersuchen ,
dahin zu wirken , daß der AuSgangszoll auf Roh¬
eisen aufgehoben werde ."

Die allenfallsigcn weiteren , von Vcrthcidigcrn deS Zoll -
schutzeS für Roheisen vorzubringenden Einwürfe , daß in
dem Vercinsgcbiet nicht so wohlfeil fabrizirl werden könne
wie in England , entkräftet die Nachweisung , daß ein
ansehnlicher Unterschied zwischen dem vereinSländischen und
dem englischen Roheisen besteht , von welchen daS erftere ,
mittelst Holzkohlen bereitete , bei weitem besser ist , und
nur das englische gereinigte Roheisen dem unsrige »
gleichkommt , von welchem daS crstere , in Mannheim an
daS Ufer gelegt , 4 fl . , das andere ( nassauischeS Holz -
kohlenroheisen ) nur 3 fl . 51 kr . kostet. Wenn der Verein
Roheisen in gleicher Qualität wie das gewöhnliche eng¬
lische fabricirte , und damit gegen die englischen Preise
nicht bestehen könnte , dann , aber auch nur dann , möchte
ein Eingangszoll auf Roheisen gerechtfertigt sein .

Der Einwand aber , daß die bessere Qualität deS
deutschen EisenS nicht gehörig gewürdigt werde , und daß
nicht allein der Absatz auf den vereinSländischen Hütten
stocke , sondern daß sogar manche Hütten schon gezwungen
worben seien , ihre Arbeiten einzustelle » , und daß endlich
in Folge von allem diesem der Verkaufspreis schon unter
die Produktionskosten gesunken sei — ; dieser Einwand
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verdient allerdings Rücksicht ; — allein der Umstand ,

daß von 1836 — 1841 , gerade während der Zeit ,

wo die Einfuhr in Preußen so sehr stieg , sich die

dortige Produktion von Roheisen um 30 Procent , die von

Stabcisen um 60 Procent erhöhte , spricht dafür , daß

die Einfuhr die inländische Produktion nicht beeinträchtigte ,

daß vielmehr der vcreinöl indische Bedarf so groß war ,

daß Produktion und Einfuhr gleichmäßig wachsen konnten .

Ferner dürfen wir unS nicht verbergen , daß cS im

Interesse deutscher Hüttenbesitzcr liegt , ihre Lage so

schlimm , als nur möglich darzustellcn , und daß man

daher die Angabe ihrer Produktionskosten nur mit Vor¬

sicht annehmcn kann . Da , wo diese Produktionskosten

von Hüttenwerken herrührcn , welche von Regierungen
betrieben werden , ist nicht zu übersehen , daß Regierungen

stets theucrer , als Einzelne verwalten . Nicht geringere

Klagen werden seit den letzten paar Jahren in England
laut . Immerhin müssen wir indcß zugeben , daß in Eng¬

land , vorzüglich aber in Schottland , die Umstände für

die Eisenproduktion günstiger sind , als in Deutschland .

Es liegen dort die Steinkohlen - und die Eisenerzlager

theilS dicht neben einander , thcils sogar übereinander ,

während im VereinSgebiet die Eisenproduktion theilS auf

Holzkohlen angewiesen ist , theilS sich die Steinkohlen

doch im günstigsten Falle , wie in Nheiiipreußen , auf

Inehrcre Stunden weit herbeischaffen muß . Auf der

anderen Seite dürfen wir jedoch auch nicht verkennen ,
daß die deutsche Eisenproduktion vor der englischen wieder

dadurch im Vortheil steht , daß das englische Eisen , um

im VereinSgebiet mit dem vcreinsländischen zu wetteifern ,
erst die Kosten der Reise zu tragen hat ; ferner , daß der

Arbeitslohn in England und Schottland höher ist , als

in Deutschland , und endlich , daß den deutschen Hütten -

und Hammerwerken eine Masse billiger Wasserkraft zu
Gebote steht , die in Großbrittannien durch Dampfma¬
schinen ersetzt werden muß . Wenn diese Vorzüge die

deutschen Eisenwerke nicht befähigen , die englische Mit¬

bewerbung zu bestehen , so ist die Vermuthung gerecht¬
fertigt , der Grund liege in der Art des Betriebs , und

wirklich wird auch nicht widersprochen , daß viele deutsche

Eisenwerke in zweckmäßigerer Einrichtung zurückgeblieben
sind . So ist die Anwendung der erhitzten Gebläseluft erst
in den wenigsten Hüttenwerken geschehen ; so sind die

Walzwerke theilS noch neu , theils noch nicht eingeführt
u . s. w . Daß dieser Vorwurf nicht ungerecht ist , geht
auS dem Umstande hervor , daß ein beträchtlicher Thcil
der Einfuhr in daS Vereinsland auS Belgien kommt
und in diesem Lande sind die Verhältnisse der Stein¬

kohlen - und Eisenerzlager ganz dieselben wie in Rhein -

Preußen .
Ein fernerer Beweis für die Ansicht , daß das Roh¬

eisen nicht mit einem EingangSzoll zu belegen , und daß

der Zoll auf verarbeitetes Eisen nicht zu erhöhen sei , ist

die Thatsache , daß die Preise des englischen EisenS von

1829 bis 1833 niederer als jetzt gestanden , daß

man im Jahre 1835 gleiche Bcsorgniß wie jetzt für die

Forteristenz der deutschen Eisrnproduktion äußerte , und

daß dcmungeachtct daS Jahr 1836 und die darauf

folgenden Jahre gerade den Zeitraum der stärksten

deutschen Eisenproduktion und der höchsten Eisenpreise

umfassen . Solche Schwankungen werden immer wieder -

kehren , und in der Zeit der Ebbe wird man immer

glauben , die Fluth durch künstliche Mittel festhalten zu

müssen . Der Berichterstatter ist nicht dieser Ansicht , die

übrigen Mitglieder der Commission aber glauben , unter

Berücksichtigung aller für und wider sprechenden Gründe , der

Kammer den Antrag stellen zu sollen :

4 . „ der Gr . Regierung durch Beschluß zu erklären , daß

sie mit ihrer Ansicht , daS Roheisen mit einem Ein¬

gangszoll zu belegen , zwar übereinstimme , daß sie
aber einen Zollsatz von '/, Thaler oder 35 kr . per
Centncr für genügend halte . "

Unter Position Leinenwaaren fühlt sich die Com¬

mission gedrungen / abermals darauf hinzudcutcn , wie

sehr der so gedrückte Stand dieser volksthümlichen Jndusterie
mit Recht eines bessern Sckutzeö als dcS bisherigen wcrth ,
ist und dringend bedarf . Da die Kamnicr sich schon mehr¬
mals in demselben Sinne ausführlich ausgesprochen hat
und die Gr . Regierung über diesen Gegenstand einerlei

Meinung mit ihr ist , so beschränkt sich die Commission

darauf , in Uebereinsttmmung mit dem Kammerbcschluß in

der 20 . Sitzung des vorigen Landtags ( in welcher für

Leinengarn ein Zollschutz von 10 — 15 Thaler begehrt
wurde ) , der Kammer den Antrag zu empfehlen :

5 . „die Gr . Regierung zu ersuchen , sich fortwährend
mit Nachdruck bei den übrigen Zollvereinsstaaten für
einen entsprechenden Schutz der Linnenindusterie zu
verwenden . "

In Bezug auf die unter der Position Südfrüchte ,

( ohne Zweifel auS Versehen ) aufgeführtcn Lorbeeren ,

( welche eigentlich unter die rohen Apothckerwaaren gehören ) ,

stellt die Commission im Interesse der Tadellosigkeit des

Tarifs den Antrag :
6 . die Kammer möge die Gr . Regierung ersuchen , dahin

zu wirken , daß die Lorbeeren auS der Position 25 , i. j?

entfernt werden . "
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Unter Position Tabak wird bemerkt : daß eine gewisse
Sorte Rauchtabak , Blätter in Körben , unter dem Zoll¬
sätze der rohen Tabaksblätter ( 9 fl . 37 Va kr . ) cingehe ,
während sie ihrer Verwendung nach , doch nur unter die
Rubrik „ Rauchtabak in Rollen " ( 19 fl . 15 kr .) passen , da
sie , eben so gnl wie der in Rollen , nur geschnitten zu
werden braucht , um sofort geraucht werden zu können .

Da durch die Einfuhr solcher Rauchtabaksblättcr , der
Eingangszoll des Rollenlabaks umgangen wird , so will
die Commission nicht unterlassen , die Gr . Negierung auf
diesen Mißstand aufmerksam zu machen , und ihr über¬
lassen , ihm bei dem nächsten Zollkongreffe auf geeignete
Weise Abhülfe zu verschaffen .

Ferner glaubte sich die Commission zu der Erörterung
der Frage : ob eine Herabsetzung des Eingangszolls auf
Tabaksblatter überhaupt räihlich sei , aufgefordcrt , erstens
durch die veröffentlichte Botschaft des Präsidenten der nord¬
amerikanischen Staaten , zweitens durch die Betrachtung ,
daß , wenn die bohe Kammer nicht zum Voraus ihre
Willensmeinung kund giebt , sie , wie die Verhältnisse zur
Zeit noch bestehen , nach einer durch den Zollkongrcß be¬
schlossenen Aenderung sich zur nachträglichen Zustimmung
moralisch gezwungen sehen möchte .

Sie spricht das Resultat ihrer Prüfung dahin aus , daß ,
in Bezug auf die Tadaksfabrication , dieser eine
Herabsetzung des Zolls nur erwünscht und vorthcilhast
sein werde . In Bezug auf den Tabaks Handel ,
welcher sich in Baden und den übrigen Vercinsländcrn
fast nur auf vercinsländischcs Gewächs beschränkt , hängt
die Entscheidung der Frage davon ab , ob eine solche
Zollermäßigung dem inländischen Tabaksbau nachtheilig
sei und sich die Menge des inländischen Erzeugnisses *)
verringerte . In Beziehung auf den badischen Tabaks¬
bau könnte bei den jetzigen Preiöverhältnissen eine Zoller -
tnäßigung von etwa 3 fl . per Centncr möglicher Weise an
der nördlichen Grenze des Vereinsgebiets demselben
einigen Eintrag thun . Sollte dieser Nachtheil aber
auck nicht eintreten , oder nur sehr unbedeutend
bleiben , so wäre man damit doch jedenfalls auf den
Punkt gekommen , auf welchem ein jedes Sinken der
nordamerikanischen Tabakspreise seine Rückwirkung auf
die badischen Tabaksprcise äußern müßte Es ist daher
für den badischen Tabaksbau aus einer Zollermäßigung ,
wenn auch für jetzt kein bedeutender , doch möglicher

*) Man schätzt das jährliche Erzeugnis des in der Umgegendvon Mannheim betriebenen — des sogenannten Pfälzer — Tabak¬
baues allein auf 150,000 Centner , mit einem durchschnittlichen Wcrthevon 1 '/ , Millionen Gulden .

Weise für die Zukunft ein großer Nachtheil zu erwarten ,
dieser läßt sich zwar nicht genauer bestimmen , indessen
erscheint keinenfallS eine Zollermäßigung auf Tabak
erwünscht , weder für Baden noch ein anderes tabakbauendeS
VereinSgebiet , und die von Nordamerika gegen eine solche
Zollermäßigung gebotenen Vorthcile müßten sehr bedeutend
sein , wenn sich die Kammer bcstmmt fühlen sollte , auf
eine Ermäßigung des EingangszollS von Tabak cin -
zu gehen .

Die Commission schlägt demnach vor :
7 . „ die hohe Kammer möge beschließen , der hohen

Regierung mitzutheilen , daß sie eine Herabsetzung
des EingangSzolls auf nordamerikanischen Tabak
für die LandcSintercssen nachtheilig erachte . "

Die Commission kann übrigens dabei die Bemerkung
nicht unterdrücken , welch '

peinlichen Eindruck cs auf die
Angehörigen dcS VereinSgebicts machen muß , daß es
auch von diesen Zollunterhandlungen durch Nachrichten
ans dem Auslande die erste Kunde erhielt , während doch
über eine so wichtige Frage der Ausspruch der Betheiligten ,
also der vereinsläudischcn TabakSprodueenken , wie über¬
haupt ein öffentlicher Austausch der Ideen und statistischer
Thatsachen vor Allem höchst erwünscht sein muß . Sie
kann nicht umhin , zu glauben , daß man das Unpassende
dieses Umstands auf Seiten der Gr . Regierung selbst
fühlt und knüpft daran die Hoffnung , sie werde at »
diesem Beispiel die Zweckmäßigkeit unseres ersten Antrags
nicht zu verkennen vermögen , da bei einer Einrichtung ,wie sic dieser Antrag bezweckt , ein Mißtrauen und ein¬
seitige geheime Beschlüsse , die nachher nur noch formell
der Zustimmuug der Kammer unterliegen , nicht mehr
möglich wäre .

Bei der Position Zucker glaubt die Commission aus¬
sprechen zu müssen : da die Zollsätze dafür nur bis
1 . September 18 ) ) gelten , und über deren Fortdauer
für weitere drei Jahre vorher von sämmtlichcn Vereins -
regiernngcn übereingekommen sein muß , so erwartet sie
deßhalb , die Gr . Regierung werde bei Annäherung obigen
Termins der Kammer Vorlage machen , um sich dann
ausführlicher über diesen wichtigen Gegenstand aussprechen
zu können .

Bei der Position Steinkohlen ist die Commiffion
der Ansicht , wenn der Zolltarif die Industrie befördern
solle , so dürfe er nicht die ersten Erfordernisse dazu , also
am wenigsten die Steinkohlen , deren keineswegs im Ver¬
einsgebiet vorhanden , mit einem Eingangszoll belegen , und
glaubt , den Antrag stellen zu müssen :

8 . „ die Gr . Regierung zu ersuchen , auf dem nächsten
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Zollcongreffe dahin zn wirken , daß die Einfuhr von

Steinkohlen freigegeben werde ."

Bei Position Wollenwaaren wiederholt die Com¬

mission den auf dem vorigen Landtage angenommenen

Antrag :
9 . „ alle ans Wolle und Baumwolle , oder Leinen ge¬

mischten Maaren mit dem Zollsätze von 87 fl. 30 kr .

zu belegen ."

Ohne auf die übrigen Abänderungen des Tarifs ein «

zugehen , beantragt die Commission

10 . „ die unveränderte Annahme des im Eingang dieses

Berichtes wörtlich abgedruckten Art . 1 des provisori¬

schen Gesetzes vom 13 . Oktober 1812 ."

Den Schluß des Commiffionsbcrichtcs geben wir wört¬

lich : Mit dem letzten December deö nächsten Jahrs läuft

die Periode , für welche der vorliegende Tarif Gültigkeit

hat , ab , und es muß also im Laufe des nächsten JahreS

von den Vcreinsregierungen wieder eine Zollconferenz be¬

schickt werden , um für die weiteren drei Jahre einen neuen

Tarif zu verabreden . Wir können von der Gr . Negierung

erwarten , daß sie auf die Verwirklichung der Kammer -

anträge ferner Eifer und Kraft verwenden werde . Welche

Hoffnung hat aber die vcreinsländische Industrie , daß Be¬

mühungen , sie vor der Nebermacht der ausländischen ,

namentlich englischen , Industrie , wenigstens so lange zu

schützen , bis sie sich zu einiger Stärke entfalten könne ,

endlich mit Erfolg gekrönt werden ? Auf was soll sich

die Zuversicht gründen , der nächste Zollcongrcß werde eher

als die früheren dem Nothschrci unserer Baumwollengarn -

und Linnen -Industrie Gehör geben ?

Die Mitglieder des Zollcongresses vertreten verschiedene

Länder , diese verschiedenen Länder haben verschiedene In¬

teressen , und wenn auch , da die Gesammteinnahincn unter

die VercinSstaatcu verhältnißmäßig vertheilt werden , an so¬

genannten fiskalischen Zöllen ein gemeinschaftliches Interesse

herrscht , und wenn wir auch gern annehmen wollen , daß

alle Staaten bis zu einem gewissen Grade das allgemeine

Vereinsintcrcsse über ihr Sondcrintercsse zu erheben fähig

sind , so müßten wir doch die natürlichen Verhältnisse , wie

sie in der Wirklichkeit bestehen , allzusehr verkennen , woll¬

ten wir nicht annehmcn , daß bei den einzelnen Abstim¬

mungen das Sonderintcrcsse ein bedeutendes Gewicht in

die Wagschale legt .
Dieß ist nun , da das Gefammtintcrcsse aus der Summe

aller Sonderintereffcn besteht , an sich nicht nachtheilig , so¬
bald die Sache nicht der Art organisirt ist, daß die Summe
der meisten Sonderinteresscn , die doch allein das allge¬

meine Interesse factisch
'
zu repräsentiren vermögen , durch

eine Minderzahl , oder gar nur durch ein einziges Son¬

derinteresse an ihrer Geltendmachung gehindert werden .

Gerade aber eine solche nachtheilige Einrichtung besteht

für den Zollverein . Die Beschlüsse des Zollvereins erfor¬

dern Einstimmigkeit , oder mit andern Worten , ein jeder ,

auch der kleiustc Vereinsstaat , besitzt das Veto , welches

man doch an anderen StaatScinrichtungen mit Recht ge¬

tadelt , und welches den polnischen Reichstag so unglück¬

selig berühmt gemacht bat . Bei dieser Einrichtung ist das

Gesanuntintereffe unter die Herrschaft jedes einzelnen , noch

so unbedeutenden SonderintcrcsscS gestellt . Wäre der Vcr -

cinSzolltarif ein göttliches , statt ein menschliches Werk , wäre

er so vollkommen , daß er einer Verbesserung nicht mehr

fähig wäre , und wäre nicht gerade ein Zolltarif einer fort¬

währenden Veränderung nach Maßgabe der Entwicklung

und Veränderung der inländischen Verhältnisse bedürftig ,

so möchte die jetzige Einrichtung zu rechtfertigen seyn .

Da von allem Dem aber das Gegenthcil wahr ist , so

kann auch die gegenwärtige Einrichtung der Abstimmung

nur alS höchst nachtheilig bezeichnet werden , und wir fin -

dcn cS daher auch ganz natürlich , daß die Gr . Regierung

in ihrer Vorlage sich in den Worten ausdrückt : „- Nur

die Hoffnung blieb übrig , daß cS vielleicht in der

Folge noch gelingen werde - - re . " Bei dieser Einrich¬

tung ist wenig oder vielmehr keine Hoffnung vorhanden ,

daß der Zollverein seinem schönen Zwecke entsprechen , daß

er durch hinreichenden Schutz eine vaterländische Industrie

schaffen werde , durch welche allein das Vaterland zu dem

Reichthum und zu der Bedeutung emporgehoben werden

kann , die ihm in Vergleich zu anderen Ländern gebühren ,

die unS in Entfaltung ihrer Manufakturkraft und des da¬

mit zusammenhängenden Anthcils am Welthandel be¬

schämend weit voranstchcn . Will der Zollverein sich auch

nur die Möglichkeit geben , auf die Erfüllung seines großen

Zweckes hinzuarbciten , so wird er diese Einrichtung ändern ,

und eine Abstimmungsweise wählen müssen , bei welcher

nicht jeder einzelnen Sk -nme daS Veto verbleibt , und in¬

dem wir wünschen , die Gr . Regierung möge diesen wich¬

tigen Gegenstand auf dem nächsten Zollcongrcsse zur Sprache

bringen , geben wir zu erwägen , ob nicht die Bestimmung ,

daß eine Mehrheit von drei Viertel der Stimmen hinreiche ,

zweckmäßig wäre .
Indem wir eö aber für Pflicht halten , diesen Wunsch

hier auSzusprcchen , wollen wir uns nicht verhehlen , daß

wir wenig Hoffnung auf dessen Verwirklichung haben , weil

gerade dazu vorerst die Einstimmigkeit erforderlich wäre .

Dreß ist aber nicht das Einzige , waS der Zollverein zu
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seiner Ausbildung bedarf . Nach Art . 11 dcS Vertrags soll
auf eine Aufhebung der AuSgleichungSabgaben hingewirkt
werden , und Art . 14 lautet : „ die contrahircndcn Regie -
rungcn wellen dahin wirken , daß in ihren Landen ein glei¬
ches Münz - , Maß - und Gewlchts 'ystem in Anwendung
komme , und hierüber sofort besondere Unterhandlungen ein¬
leiten lassen . "

Daß zur Erreichung deS crstcren Zweckes irgend etwas
geschehen sei , ist nicht bekannt geworden , und den letzteren
Zweck hat man — wenigstes was eine Gleichheit der Münze
betrifft — durch die Münchner Münzconvention vereitelt ,indem gerade diese zwei verschiedene Münzsysteme sanctiv -
nirt . Warum aber nicht wenigstens im Gewichte eine fürden Handel so nothwendige Uebereinkunft zu Stande komme ,
ist unS um so unerklärlicher , als man für die Verzollung
bereits sich für die 50 Kilogramme vereinigt hat ; cS kann
also hier nicht , wie bei der Münze , die Frage seyn , wel¬
ches System zu wählen sei , sondern eS fehlt nur an dem
entschiedenen Willen , das bereits gewählte System in An¬
wendung zu bringen . Es ist zu beklagen , daß Bestim¬
mungen , welche für das Allgemeine wohlthätig sind , auch
hier , statt in 's Leben zu treten , bloß auf dem Papier
stehen bleiben .

Ohne jedoch einen auf diesen Gegenstand bezüglichen
Antrag stellen zu wollen , beschränken wir uns auf die
Bemerkung , daß auch zur Verwirklichung dieser Zwecke
mehr Hoffnung vorhanden wäre , wenn man unseren oben
entwickelten Vorschlag annähme , und an die Stelle der
geforderten Einstimmigkeit eine mehr oder minder große
Mehrheit treten ließe .

Bezüglich des Art . 2 des pcovisorischenGesetzeS , nach welchem
„ vom 1 . Januar 1813 an , bis auf weitere Destunmun -
gcn , von Maaren auö Gold oder Silber , Metallbronce ,ächten Perlen u . ; ferner von Handschuhen , Franzbrannt¬wein und Papiertapeten erhöhte Zollsätze , als Repressalien
gegen Frankreich , erhoben werden sollen " — beantragt die
Commission

11 . „unveränderte Annahme desselben, "
so wie ferner

12 . dcS Art . 3 , welcher lautet : „das Finanzministerium
hat für den Vollzug Sorge zu tragen . "

Eben so gibt die der Kammer mitgcthcilte VerordnungdeS Gr . Finanzministeriums vom 22 . Oktober 1842 , den
Durchgangszoll auf kurzen Straßen betreffend , verkündet
im Regierungsblatt vom 5 . November 1842 , zu keiner
Bemerkung Anlaß .

Nach eröffneter Diskussion ergreift Rettig daS

Wort . Er findet den Antrag der Commission , daß die
Negierung die bei dem Zollcongreffe zu stellenden Anträge
vordcrsamst zur Kenntniß der Kammer bringen möge ,nicht in allen Fällen ausführbar , weil die Kammern nicht
immer beisammen seien , also entweder eine außerordentliche
Zusammenberufung statt finden , oder die Regierung bis
zum ordentlichen Landtage warten müßte . Bei der
bekannten Schwierigkeit nur in Einer Kammer über¬
einstimmende Ansichten zu gewinnen , müsse cS noch viel
schwerer seyn , für sämmtlicheStändekammcrn eine überein¬
stimmende Entschließung zu Stande zu bringen . Er hält
aber auch den Antrag der Commission für bedenklich , weil
durch die Kammerverhandlungen den übrigen Congrcßmit -
gliedern bekannt werden müsse , wie weit der Commiffär in
seiner Instruktion zu gehen habe , auch außerdem dadurch
Verhältnisse zur Sprache kommen könnten , deren Kund¬
gebung zur Notiz fremder Regierungen wir nicht gerade
wünschen könnten . Noch bedenklicher erscheint ihm aber
der ausgesprochene Wunsch , die Regierung möge dahin
wirken , daß künftig eine Mehrheit der Mitglieder des
Zollcongrcsscs entscheiden möge und das jetzt bestehende
Recht eines cinzulegcnden Veto einzelner Staaten aufge¬
hoben werde . Man habe schon bei Eingehung des Zollvereines
nur mit großem Bedenken die Zustimmung zu demselben ge¬
geben , weil Baden dadurch einen großen Theil seiner Selbst¬
ständigkeit aufgebe ; durch Realisirung dieses Wunsches der
Commission würde aber unsere Unabhängigkeit der Mehr¬
heit der Vereinsstaaten ohne weiteres hingegcben , was
durch die geographische Lage Badens noch weit mehr und
in noch schädlicherer Weise , als bei andern der Fall sein
würde , wobei der Redner auf die mögliche Erschwerungdes für unS so wichtigen Gränzverkehrö für unsere Landeö -
produkte hinweist . Für Collissionsfälle , wo eine compakte
Majorität größerer Vercinsstaaten , deren Interesse dem
unsrigen widerstrebte , möglicher Weise unseren Interessen
cntgegentrcten könne , sei durch das Veto vorgesorgt , und
dieses hofft er , werde die Regierung in ihrer Vorsorge
für daS Wohl sämmtlicher Bürger nimmermehr auf¬
gegeben .

( Schluß folgt .)

Tagesordnung aus Mittwoch den 20 . , Fortsetzung der
Tagesordnung vom 18 . März .
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